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Im Dritten Bericht der Kommission des 11. Deutschen 
Bundestages „Vorsorge zum Schutz der Erdatmo-
sphäre" (im folgenden: Enquete-Kommission) heißt es 
(Drucksache 11/8030, S. 39, 42): 

„Nach dem gegenwärtigen wissenschaftlichen Kennt-
nisstand wird sich die globale Mitteltemperatur um 
etwa 5° Celsius gegenüber ihrem vorindustriellen Wert 
erhöhen, die Emissionen von Treibhausgasen [Kohlen-
dioxid, Fluorchlorkohlenwasserstoffe, Methan, Distick-
stoffoxid sowie Stickoxide, Kohlenmonoxid und flüch-
tige organische Verbindungen (außer Methan) aus 
denen sich Ozon in der Troposphäre bildet] mit densel-
ben Raten wie zur Zeit bis zum Jahr 2100 ansteigen. 
Diese Erwärmung in gut 100 Jahren wäre genauso 
groß wie die Erwärmung seit der letzten Eiszeit vor 
18 000 Jahren ... 

Die globale Erwärmung führt bei unverändertem 
Trend der Emissionen u. a. zu einem Anstieg des 
Meeresspiegels um 60 cm (Unsicherheitsbereich 30 bis 
100 cm) bis zum Jahr 2100 und einem weiteren Anstieg 
in den folgenden Jahrhunderten ... Bereits bei einem 
Anstieg des Meeresspiegels um 30 bis 50 cm werden 
viele küstennahe Gebiete und Inseln überschwemmt 
und die dort lebende Bevölkerung vertrieben werden. 
Weiterhin muß bereits in naher Zukunft mit folgenden, 
sich laufend verstärkenden Auswirkungen gerechnet 
werden: 

— Verschiebung der Klimazonen, z. B. der Wüsten-
regionen; 

— großräumiges, klimabedingtes Waldsterben in den 
mittleren und höheren Breiten, das in den durch 
Immissionen vorgeschädigten Wäldern sehr schnell 
vordringen kann; 

— Beeinträchtigung der Wasserressourcen vieler Ge-
biete; 

— Verschlechterung der Ernährungssituation großer 
Teile der Menschheit durch Klimaanomalien (z. B. 
Dürren, Überschwemmungen), Mißernten, ver-
mehrte Schäden an landwirtschaftlichen Kultur-
pflanzen und andere Ursachen. 

Dies alles wird Hunger, Elend und Umweltflüchtlings-
ströme in bisher nicht gekanntem Ausmaß zur Folge 
haben. 

Um den eben geschilderten Gefahren zu begegnen, 
hat die Enquete-Kommission in ihrem Dritten Bericht 
vom Oktober 1990 eine Reduktion der mit ca. zur 
Hälfte am durch Menschen verursachten, zusätzlichen 
Treibhauseffekt beteiligten CO2-Emissionen in der 
Bundesrepublik Deutschland (alte Bundesländer) bis 
zum Jahr 2005 um mindestens 30 % gefordert. Sie hat 
außerdem verlangt zu untersuchen, wie die Emissio-
nen von Methan um 30 %, von Stickoxiden (NOx), um 
mindestens 50 %, von Kohlenmonoxid (CO) um minde-
stens 60 % und von flüchtigen organischen Verbindun-
gen ohne Methan (NMVOC) von mindestens 80 % bis 
zum Jahr 2005 reduziert werden können. Zur Errei-
chung dieser Ziele hat sie umfangreiche Handlungs-
empfehlungen gegeben. 

Die Bundesregierung hatte bereits mit Kabinettsbe-
schluß vom 13. Juni 1990 beschlossen, eine Intermini-
sterielle Arbeitsgruppe einzusetzen, die Vorschläge für 
eine 25prozentige Reduzierung von CO 2-Emissionen in 
der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahr 2005 — 
bezogen auf das Basisjahr 1987 — machen und die 
Möglichkeit einer Minderung weiterer energiebezoge-
ner Treibhausgase prüfen sollte. 

Nach der Vereinigung wurde dieser Auftrag mit Kabi-
nettsbeschluß vom 7. November 1990 bekräftigt und 
erweitert. Die Vorgabe einer 25prozentigen CO 2-Re-
duktion sollte ausdrücklich nur für die alten Bundes-
länder gelten, für die neuen Länder sollten Vorschläge 
für eine „deutlich höhere prozentuale Minderung" bis 
2005 bezogen auf das Ausgangsjahr 1987 gemacht 
werden. (Die ehemalige DDR hatte mit rund 20 Tonnen 
pro Kopf und Jahr im weltweiten Vergleich einen ähn-
lich hohen CO2-Ausstoß wie die USA). 

In der Koalitionsvereinbarung vom 16. Januar 1991 
wurde der Beschluß des Bundeskabinetts vom 7. No-
vember 1990 bestätigt (der Kabinettsbeschluß vom 
7. November 1990 ist Bestandteil der Koalitionsverein-
barungen) und ein CO2-Minderungsziel von 25 bis 
30 % bis 2005 vorgegeben. Dieses Ziel wurde vom 
Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung am 
30. Januar 1991 wiederholt. Im Beschluß des 12. Deut-
schen Bundestages vom 27. September 1991 zum Drit-
ten Bericht der Enquete-Kommission ist von einer Ver-
minderung der CO 2-Emissionen um ca. 30 % bis zum 
Jahre 2005 die Rede; die Forderungen der Enquete-
Kommission nach Reduzierung der weiteren energie-
bedingten klimarelevanten Spurengase wurden voll 
übernommen. 

Mit Datum vom 11. Dezember 1991 hat die Bundes-
regierung den Zweiten Zwischenbericht der Intermini-
steriellen Arbeitsgruppe zur Reduzierung der energie-
bedingten CO2-Emissionen in der Bundesrepublik 
Deutschland (Drucksache 12/2081 vom 12. Februar 
1992, im folgenden: Zweiter Zwischenbericht) gebilligt 
und auf dieser Basis einen dritten Beschluß zur Redu-
zierung der energiebedingten CO 2-Emissionen gefaßt. 

Die Bundesregierung hat mit ihrem neuerlichen Be-
schluß ihre bisherigen Beschlüsse vom 13. Juni und 
7. November 1990 bekräftigt. Sie strebt an, die CO 2

-

Emissionen bis zum Jahre 2005 um 25 bis 30 0/0 für die 
gesamte Bundesrepublik Deutschland, bezogen auf 
1987, zu reduzieren. Im selben Bericht (S. 46) hat sie 
jedoch darauf hingewiesen, daß aufgrund aktueller 
Prognosen für das vereinte Deutschland nur eine CO 2

-

Reduktion um 10 % erreicht wird. 

Die Beschlüsse zur CO2-Reduktion werden bekräftigt, 
die Bundesregierung tut aber nichts Entscheidendes, 
um sie durchzusetzen. Es ist auch zu befürchten, daß 
die genannten Reduktionsziele bei weitem nicht er-
reicht werden. 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung setzt einen Schwerpunkt. der 
Umwelt- und Energiepolitik in den 90er Jahren auf die 
Entwicklung und Umsetzung einer umfassenden 
Klimaschutzstrategie. 

Die Bundesregierung betrachtet einen zusätzlichen, 
anthropogenen Treibhauseffekt und die damit verbun-
denen drohenden Klimaänderungen als eine globale 
Herausforderung, die sich nicht allein durch nationale 
Maßnahmen bewältigen läßt, sondern insbesondere in-
ternationale Zusammenarbeit und Aktionsbereitschaft 
erfordert. Auch wenn nicht alle komplizierten natur-
wissenschaftlichen Zusammenhänge dieser drohenden 
globalen Umweltgefährdung im einzelnen geklärt 
sind, gebietet die Vorsorge, in unserem eigenen Inter-
esse und im Interesse künftiger Generationen zu han-
deln, insbesondere wegen der langen zeitlichen Verzö-
gerung, die zwischen der Entstehung von Treibhaus-
gasen und ihren Auswirkungen auf das Klima liegen. 

Die Bundesregierung entwickelte ihre Strategie zum 
Schutz der Erdatmosphäre parallel zu der Arbeit der 
Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erdat-
mosphäre" des Deutschen Bundestages und den Ak-
tivitäten auf internationaler Ebene. 

Mit ihrem Beschluß vom 13. Juni 1990 setzte die Bun-
desregierung die interministerielle Arbeitsgrupe CO 2

-

Reduktion (IMA CO2-Reduktion) unter Federführung 
des BMU ein, die sich bei der Erarbeitung von Vor-
schlägen zum Schutz der Erdatmosphäre an einer 
25 %igen Reduktion der CO2-Emissionen bis zum Jahr 
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2005 — bezogen auf das Emissionsvolumen des Jahres 
1987 — als wichtigen Baustein eines Gesamtkonzeptes 
orientieren und Möglichkeiten einer Minderung weite-
rer energiebedingter Treibhausgase prüfen sollte. Das 
Bundeskabinett richtete im Rahmen der IMA CO 2

-

Reduktion Arbeitskreise zu folgenden Themen-
bereichen ein: Energieversorgung (Vorsitz: BMWi), 
Verkehrsbereich (Vorsitz: BMV), Gebäudebereich 
(Vorsitz: BMBau), CO2-Verminderung durch neue 
Technologien (Vorsitz: BMFT) sowie CO 2-Verminde-
rung durch Land- und Forstwirtschaft (und andere 
CO2-Senken) (Vorsitz: BML). Neben den genannten 
Ressorts gehören der IMA CO2-Reduktion ferner Ver-
treter des AA, BMF, BMA, BMZ und BMBW an. 

Auf der Basis des ersten Zwischenberichtes der IMA 
CO2-Reduktion wurde der Beschluß des Bundeskabi-
netts am 7. November 1990 — nicht zuletzt im Hinblick 
auf die deutsche Vereinigung — dergestalt aktualisiert, 
daß sich die IMA CO2-Reduktion bei der Erarbeitung 
weiterer Vorschläge an einer 25 %igen Minderung der 
energiebedingten CO2-Emissionen im früheren Bun-
desgebiet sowie angesichts der nach damaligem 
Kenntnisstand erwarteten hohen CO 2-Minderungs-
potentiale in den neuen Bundesländern an einer dort 
deutlich höheren prozentualen Minderung bis 2005 — 
bezogen auf das Emissionsvolumen des Jahres 1987 — 
orientieren soll. 

Am 11. Dezember 1991 hat die IMA CO2-Reduktion 
dem Bundeskabinett ihren Zweiten Zwischenbericht 
vorgelegt (Drucksache 12/2081). Die Bundesregierung 
hat auf der Grundlage dieses Berichtes ihre bisherigen 
Beschlüsse vom 13. Juni und 7. November 1990 bekräf-
tigt und als Ziel ihrer Klimatschutzpolitik beschlossen, 
eine Reduktion der CO 2-Emissionen in Deutschland bis 
zum Jahr 2005 um 25 bis 30 % — bezogen auf das Emis-
sionsvolumen des Jahres 1987 — anzustreben. Die Koa-
litionsvereinbarung vom 16. Januar 1991 und die Re-
gierungserklärung von Bundeskanzler Dr. Helmut 
Kohl vom 30. Januar 1991 enthalten ebenfalls Ausfüh-
rungen zur CO2-Minderungspolitik der Bundesregie-
rung. 

Mit den bisherigen drei Kabinettsbeschlüssen trägt die 
Bundesregierung dem maßgeblichen Beitrag der ener-
giebedingten CO2-Emissionen zum Treibhauseffekt 
Rechnung. Im übrigen leisten Maßnahmen zur Ver-
minderung der energiebedingten CO 2-Emissionen in 
der Regel auch einen Beitrag zur Lösung anderer Um-
weltprobleme. Die Bundesregierung berücksichtigt 
dabei auch, daß noch weitere energiebedingte Treib-
hausgase zur Klimaproblematik beitragen. 

Unter der Annahme der Erreichung des angestrebten 
CO2-Minderungsziels von 25 bis 30 % bis zum Jahr 
2005 und der damit einhergehenden Verminderung 
auch anderer energiebedingter klimarelevanter Gase, 
des Wirksamwerdens der FCKW-Halon-Verbots-Ver-
ordnung sowie der Umsetzung der Reduktionsver-
pflichtungen von NOx und VOC aufgrund der ECE-
Protokolle und der zusätzlichen Erklärung zur NOx-
Verminderung ließe sich bis zum Jahr 2005 in der Bun-
desrepublik Deutschland eine Reduktion der CO 2

-

Äquivalente aller Treibhausgase in einer Größenord-
nung um 50 % erreichen, bezogen auf die Emissionen 

von 1987 (die unterschiedliche Klimawirksamkeit der 
verschiedenen Treibhausgase wird dabei in CO 2

-

Werte umgerechnet). 

Angesichts der Tatsache, daß die FCKW-Halon-Pro-
blematik bereits einer Lösung zugeführt wurde, ist es 
primär erforderlich, das CO 2-Minderungsziel konse-
quent umzusetzen sowie die sonstigen Treibhausgase 
zu reduzieren. 

Die IMA CO2-Reduktion wurde am 11. Dezember 1991 
vom Bundeskabinett beauftragt, ihre Arbeiten an 
einem Gesamtkonzept zur CO 2-Reduktion auch unter 
Berücksichtigung weiterer klimarelevanter Treibhaus-
gase fortzusetzen und dem Bundeskabinett spätestens 
bis Ende 1993 einen weiteren Bericht zum Gesamtkon-
zept vorzulegen. 

Die Bundesregierung geht bei der Formulierung ihres 
CO2-Minderungskonzepts im Energiebereich von fol-
genden Ansatzpunkten aus: 

— Energieeinsparung und rationelle Energienutzung 
auf der Angebots- und der Nachfrageseite bilden 
einen Schwerpunkt einer nachhaltig wirksamen 
Politik zur Verminderung von CO 2-Emissionen und 
weiterer energiebedingter Treibhausgase. 

— Substitution CO2-reicher durch CO2-arme und 
-freie Energieträger. 

— Die Nutzung aller Energiequellen muß umweltver-
träglich erfolgen. 

— Das längerfristig wirtschaftliche Potential der 
erneuerbaren Energien soll im Hinblick auf deren 
Lösungsbeitrag so rasch wie möglich erschlossen 
werden. 

Die Klimaschutzpolitik der Bundesregierung wird 
durch den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
27. September 1991 zum Dritten Bericht der Enquete-
Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erdatmo-
sphäre" bestätigt. Die IMA CO 2-Reduktion hat sich in 
ihren Arbeiten intensiv mit den Ergebnissen der Bera-
tungen und dem Studienprogramm der Enquete-
Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erdatmo-
sphäre" des 11. Deutschen Bundestages auseinander-
gesetzt. Sie sieht eine weitgehende Übereinstimmung 
ihres CO2-Minderungsprogrammes mit den Empfeh-
lungen der Enquete-Kommissionen im Hinblick auf 
das nationale, EG-weite und weltweite Handeln. Mit 
den drei CO2-Minderungsbeschlüssen der Bundes-
regierung sowie der Arbeit der Enquete-Kommission 
wurden wesentliche Grundlagen insbesondere auch 
für eine EG-weite und weltweite Klimaschutzpolitik 
gelegt. 

Die Bundesregierung wird auch künftig durch die ziel-
gerichtete Umsetzung und Fortschreibung des natio-
nalen CO2-Minderungsprogramms ihren Beitrag zur 
Bekämpfung eines globalen, anthropogenen Treib-
hauseffekts leisten. Sie wird ihre nationale Strategie 
auf der Grundlage der Beschlüsse des gemeinsamen 
Umwelt- und Energierates der Europäischen Gemein-
schaft vom 29. Oktober 1990 sowie vom 13. Dezember 
1991 in die „Gemeinschaftsstrategie für weniger Koh-
lendioxidemissionen und mehr Energieeffizienz" ein- 
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binden und sich in diesem Rahmen für die Verwirk-
lichung der von der EG-Kommission vorgeschlagenen 
CO2-/Energiesteuer einsetzen. Darüber hinaus wird sie 
sich bereits vor Inkrafttreten der im Juni 1992 in Rio de 
Janeiro von Deutschland und weiteren 152 Staaten 
sowie der Europäischen Gemeinschaft gezeichneten 
Klimakonvention für deren Umsetzung (sog. „prompt 
start") einsetzen. 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin eine offen-
sive Rolle bei den Bemühungen um eine weltweit 
abgestimmte Strategie zur Bekämpfung des Treib-
hauseffekts spielen. Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 
hat in seiner Rede vor der UNCED am 12. Juni 1992 in 
Rio die Vertreter von 178 Ländern zur 1. Vertragsstaa-
tenkonferenz der Klimarahmenkonvention in die Bun-
desrepublik Deutschland eingeladen. 

Über die Ergebnisse der UNCED und dabei insbeson-
dere auch über die zum Schutz der Erdatmosphäre er-
zielten Verhandlungsergebnisse sowie Überlegungen 
zum „Rio-follow-up" leiteten der Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Dr. Klaus 
Töpfer, und der Parlamentarische Staatssekretär beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
Hans-Peter Repnik, dem Deutschen Bundestag am 
29. Juni 1992 einen gemeinsamen Bericht zu. Ferner 
berichteten Bundesminister Dr. Klaus Töpfer auf der 
38. Sitzung der vom 12. Deutschen Bundestag einge-
richteten Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmo-
sphäre" am 24. August 1992 sowie Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit Carl-Dieter Spranger 
auf der 40. Sitzung der Enquete-Kommission über die 
Ergebnisse der UNCED. Dabei wurden insbesondere 
die Fragen des Schutzes der Erdatmosphäre sowie der 
Umsetzung der Klimarahmenkonvention und der Wei-
terführung des UNCED-Prozesses angesprochen. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus am 23. Ok-
tober 1992 einen umfassenden Bericht über diese Kon-
ferenz beschlossen (Drucksache 12/3380 vom 30. Sep-
tember 1992) und erste Leitlinien für die Umsetzung 
der Konferenzergebnisse verabschiedet. Sie hat u. a. 
beschlossen, die Ratifizierung der Klimakonvention 
sowie Maßnahmen im Sinne dieser Konvention schon 
vor deren Inkrafttreten unverzüglich einzuleiten. 
Dementsprechend hat die Bundesregierung das Ratifi-
zierungsgesetz bereits am 4. November 1992 im Kabi-
nett gebilligt. 

Ihre Position zur Frage des Schutzes der Erdatmo-
sphäre auf internationaler Ebene hat die Bundesregie-
rung in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der Abge-
ordneten Michael Müller (Düsseldorf) ... und der Frak-
tion der SPD „Umwelt und Entwicklung. Politik für 
eine nachhaltige Entwicklung" (Drucksache 12/2286 
vom 18. März 1992) sowie in der Erklärung der Bun-
desregierung am 20. Mai 1992 zur Vorbereitung der 
VN-Konferenz „Umwelt und Entwicklung" vom 3. bis 
14. Juni 1992 in Rio de Janeiro (Plenarprotokoll 12/93 
des Deutschen Bundestages) dargestellt. Soweit hier 
eine Aktualisierung aufgrund der fortschreitenden Dis-
kussion im internationalen Raum notwendig ist, erfolgt 
dies im folgenden. 

Der Stand der bisherigen Umsetzung des CO 2-Minde

-

rungsprogramms der Bundesregierung ist ausführlich 

dargestellt im Kabinettsbeschluß vom 7. November 
1990 auf der Basis des Ersten Zwischenberichts der 
IMA CO2-Reduktion sowie im Kabinettsbeschluß vom 
11. Dezember 1991 auf der Basis des Zweiten Zwi-
schenberichts der IMA CO2-Reduktion (Drucksache 
12/2081). Daraus geht der damalige Stand der Umset-
zung der Empfehlungen der Enquete-Kommission 
„Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" des Deut-
schen Bundestages hervor. 

I. Absenkung der CO 2-Emissionen 

1. Hält die Bundesregierung daran fest, gemäß 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 27. September 1991 in der Bundesrepu-
blik Deutschland bis zum Jahre 2005 die CO2

-

Emissionen, bezogen auf das Jahr 1987, um 
25 bis 30 % zu reduzieren? 

Die Bundesregierung hat am 11. Dezember 1991 auf 
der Grundlage des Zweiten Zwischenberichtes der 
IMA CO2-Reduktion beschlossen, die Reduktion der 
CO2-Emissionen bis zum Jahr 2005, bezogen auf das 
Emissionsvolumen des Jahres 1987, um 25 bis 30 % an-
zustreben. 

2. Trifft es zu, daß der Bundesminister für Wirt-
schaft, Jürgen W. Möllemann, aufgrund des 
Prognos-Gutachtens eine CO 2-Reduktion von 
30 % bis 2005 bezweifelt bzw. ausgeschlossen 
hat? 

Die Bundesregierung hat mit ihrem Beschluß vom 
11. Dezember 1991 bestätigt, sich auch weiterhin am 
Ziel einer 25- bis 30 %igen CO 2-Reduktion zu orientie-
ren. Mit den Ergebnissen des Prognos-Gutachtens und 
anderer Untersuchungen, die jeweils vor dem Hinter-
grund der von ihnen gesetzten Annahmen bewertet 
werden müssen, wird die Frage aufgeworfen, ob das 
bisher beschlossene und zum Teil bereits umgesetzte 
Maßnahmenpaket der Bundesregierung ausreicht, 
eine 25- bis 30 %ige CO 2-Reduzierung in dem vor-
gegebenen Zeitrahmen zu erreichen. Auf diese Ergeb-
nisse, die im 2. Bericht der IMA CO 2-Reduktion, insbe-
sondere im Bericht des Arbeitskreises I „Energiever

-

sorgung" der IMA CO2-Reduktion diskutiert werden, 
hat der damalige Bundesminister Jürgen W. Mölle-
mann bei seinem Vortrag am 9. Dezember 1991 vor der 
Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre" 
hingewiesen. Er hat dabei angekündigt, daß mögliche 
ergänzende Strategien unter Berücksichtigung wirt-
schaftspolitischer Ziele und Konsequenzen zu prüfen 
sind. 

3. Mit welchen Maßnahmen will die Bundes-
regierung diese Ziele erreichen, nachdem 
Prognosen für die alten Bundesländer bei den 
CO2-Emissionen bis 2010 eine „eher stabile 
Entwicklung" annehmen und nur in den neu-
en Bundesländern eine Verminderung der 
CO2-Emissionen in einer Größenordnung von 
30 % für möglich halten, weil ein Rückgang 
des Wirtschaftswachstums eingetreten ist? 
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Die Ergebnisse von Prognosen und Szenarien hängen 
davon ab, welche Annahmen und Voraussetzungen 
getroffen worden sind. Bei der in der Frage vermutlich 
angesprochenen Studie „Die energiewirtschaftliche 
Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland bis 
zum Jahr 2010 unter Einbeziehung der fünf neuen 
Bundesländer" , die von der Prognos AG, Basel, im 
Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft durch-
geführt worden ist, handelt es sich um eine Prognose, 
die eine nach Einschätzung der Autoren mögliche Ent-
wicklung für die nächsten 20 Jahre widerspiegelt. Sie 
stützt sich auf die Annahme, daß der energiepolitische 
Datenkranz im wesentlichen unverändert bleibt. Die 
im CO2-Minderungsprogramm der Bundesregierung 
enthaltenen Maßnahmen sind dabei nur insoweit be-
rücksichtigt, als diese bei der Abfassung der Untersu-
chung zumindest in ihren Konturen für die Autoren 
erkennbar waren, wie z. B. die Verschärfung der Wär-
meschutz-Verordnung oder die Einführung einer zu-
sätzlichen Energiebesteuerung. Unter diesen Voraus-
setzungen kommt diese Studie zu dem Ergebnis, daß 
im Referenzfall die CO2-Emissionen im gesamten Bun-
desgebiet um eine Größenordnung von 10 % bis zum 
Jahr 2005 vermindert würden. Diese Verminderung 
käme in erster Linie durch die CO 2-Minderung in den 
neuen Bundesländern zustande. Eine im Auftrag des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit vom Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW), Berlin, unter Beteiligung einer 
Reihe von Instituten aus den neuen Bundesländern 
durchgeführte Studie kommt zu dem Ergebnis, daß im 
Trendfall eine Verminderung der CO 2-Emissionen in 
den neuen Bundesländern um eine Größenordnung 
von 33 bis 40 % bis zum Jahr 2005 zu erwarten wäre. 

Um das gesteckte Ziel der Minderung der CO 2-Emis-
sionen um 25 bis 30 % in Deutschland (bezogen auf das 
Emissionsvolumen des Jahres 1987) zu erreichen, hat 
die Bundesregierung ein umfangreiches CO 2-Minde-
rungsprogramm beschlossen, das sowohl die Energie-
bereitstellung als auch alle Energieverbrauchssektoren 
umfaßt (vgl. Vorbemerkung). Die Bundesregierung 
setzt bei der Verwirklichung ihrer CO 2-Minderungs-
politik auf eine umfassende Strategie, die sie schritt-
weise realisieren wird. 

Die Maßnahmen sind im einzelnen in den CO 2-Minde-
rungsbeschlüssen der Bundesregierung aufgeführt. 
Die Bundesregierung wird die Umsetzung dieser Maß-
nahmen durch geeignete Forschungsvorhaben beglei-
ten und ermitteln, ob und gegebenenfalls wieweit über 
die bisherigen Beschlüsse hinaus zusätzlicher Hand-
lungsbedarf zur Erreichung des angestrebten Ziels be-
steht. 

Wie bewertet die Bundesregierung die Aus-
sage in den Prognosen, daß in ganz Deutsch-
land nur eine Reduktion um rund 12 % bei 
den in diesen Studien vorausgesetzten An-
nahmen eintreten wird, obwohl bereits ener-
giepolitische Maßnahmen wie Energiesteu-
ern und weitere Maßnahmen zur Verbrauchs-
senkung und Förderung erneuerbarer Ener-
gien berücksichtigt wurden, die die Bundes-
regierung nicht beschlossen hat? 

Das im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft 
erstellte Prognos-Gutachten erwartet — bezogen auf 
1987 sowie unter den von den Autoren getroffenen 
Annahmen — eine CO 2-Reduktion von 10 bis 15 % bis 
2005. Neben der Prüfung möglicher Alternativstrate-
gien wird auch das weitere Zusammenspiel von Politik, 
Wirtschaft und Verbrauchern einen erheblichen Ein-
fluß darauf haben, in welchem Maße bessere Reduk-
tionsergebnisse erzielt werden können. 

4. Was unternimmt die Bundesregierung, um 
den Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 27. September 1991 zu erfüllen, bis zum 
Jahre 2005 die Emissionen von Methan (CH 4 ) 
um ebenfalls mindestens 30 %, von Stickoxi-
den (NOx) um mindestens 50 %, von Kohlen-
monoxid (CO) um mindestens 60 % und von 
flüchtigen organischen Verbindungen ohne 
Methan (NMVOC) um mindestens 80 %, be-
zogen auf das Jahr 1987, zu reduzieren? 

Die Bundesregierung mißt der Verminderung der 
Emissionen der weiteren klimarelevanten Stoffe große 
Bedeutung bei. Dies hat sie bereits in ihrem Grundsatz-
beschluß vom 13. Juni 1990 hervorgehoben. Die im Be-
schluß des Deutschen Bundestages vom 27. September 
1991 genannten Reduktionsziele für Methan (CH 4 ), 
Stickoxide (NOx), Kohlenmonoxid (CO) und flüchtige 
organische Verbindungen (VOC) liegen ebenfalls im 
Zielfeld der Klimaschutzpolitik der Bundesregierung. 

Die Emissionen dieser klimarelevanten Gase werden 
zum einen durch die Vermeidung der Verbrennung 
fossiler Energieträger im Zuge der Verminderung der 
CO2-Emissionen reduziert. 

Zum anderen ergreift die Bundesregierung eine Viel-
zahl spezifischer Maßnahmen, die darüber hinaus die 
CH4-, NOS-, CO- und NMVOC (flüchtige organische 
Verbindungen ohne Methan)-Emissionen vermindern. 

Zur Reduzierung der Methan-Emissionen sieht die 
Bundesregierung folgende Maßnahmen: 

— Die Bundesregierung hat in ihrem Beschluß vom 
7. November 1990 das Angebot des Steinkohle-
bergbaus, Grubengas verstärkt energetisch zu nut-
zen, begrüßt. Sie hat darüber hinaus auch die Erdöl- 
und Erdgaswirtschaft dazu aufgefordert, im Rah-
men einer freiwilligen Selbstverpflichtung die bei 
der Gewinnung und Verteilung anfallenden Gase 
so weit wie möglich zurückzuhalten bzw. energe-
tisch zu nutzen. Im Hinblick auf die Erdgas-Lek-
kage-Verluste in den neuen Bundesländern wird 
auf die Antwort zu Frage 39 verwiesen. 

— Ein Impuls zur verstärkten Nutzung von Klär- und 
Deponiegas zur Erzeugung von Elektrizität wird 
durch das Stromeinspeisungsgesetz gegeben, das 
am 1. Januar 1991 in Kraft getreten ist (vgl. auch 
Antwort zu Frage 51) . 

— Wegen der bislang unzureichenden Datenlage hat 
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit eine Studie zur Inven-
tarisierung der Emissionen von Methan und Distick-
stoffoxid in Auftrag gegeben. Die nach Abschluß 
der Studie zu erwartende exaktere Datenlage ist 
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eine zentrale Voraussetzung für gegebenenfalls 
mögliche weitere Maßnahmen zur Verminderung 
der Emissionen von Methan. 

Im Rahmen der Reduzierung der „klassischen Luft-
schadstoffe" wurden bereits Maßnahmen zur Vermin-
derung der NOx-, CO- und VOC-Emissionen eingelei-
tet. Dabei gilt es, grundsätzlich bei stationären und 
mobilen Quellen Maßnahmen zur Emissionsminde-
rung nach dem Stand der Technik zu ergreifen. Im ein-
zelnen handelt es sich um 

— die Großfeuerungsanlagen-Verordnung, 

— die Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft, 

— die Kleinfeuerungsanlagen-Verordnung, 

— die Anwendung von Maßnahmen bei Produkten, 
die Lösungsmittel enthalten, 

— Maßnahmen zur Verringerung der Emissionen bei 
Benzinverteilungs- und Betankungsvorgängen so-
wie zur Verringerung der Flüchtigkeit des Benzins, 

— die Einführung des geregelten Drei-Wege-Kataly-
sators für Fahrzeuge mit Ottomotor, 

— die Emissionsbegrenzung bei Nutzfahrzeugen. 

Einen ausführlichen Überblick über die Verringerung 
der klimarelevanten Emissionen wird der fünfte Bun-
desimmissionsschutzbericht enthalten. Die Bundes-
regierung wird prüfen, ob und gegebenenfalls wieweit 
über die bisher eingeleiteten Maßnahmen hinaus zu-
sätzlicher Handlungsbedarf zur Erreichung der Minde-
rungsziele dieser klimarelevanten Emissionen besteht. 

II. Energie/Bauen 

5. Hält die Bundesregierung an der Koalitions-
vereinbarung vom 16. Januar 1991 fest, wo-
nach „der CO2-Ausstoß durch eine nationale 
restverschmutzungsabhängige CO 2-Abgabe 
belastet wird ... und so schnell wie möglich 
eine europäische Konzeption für eine K lima-
schutzsteuer/Abgabe angestrebt wird, in die 
die vorgenannten Maßnahmen einzubinden 
sind"? 

Warum hält die Bundesregierung es nunmehr 
für unmöglich, sofort eine nationale CO 2/ 
Energieabgabe einzuführen? 

Die Bundesregierung gibt in Übereinstimmung mit der 
Koalitionsvereinbarung vom 16. Januar 1991 einer 
europäischen Gesamtkonzeption für eine Klimaschutz-
steuer den Vorrang vor einer nationalen CO 2-Abgabe, 
denn eine effektive Klimaschutzstrategie bedarf, um 
ökologisch wirksam und wettbewerbsneutral zu sein, 
einer erweiterten internationalen Abstimmung, insbe-
sondere im Rahmen der EG. 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die Tatsache, daß der Anteil 
der Energiesteuern (Mineralölsteuer, Gas-
steuer, Kohlepfennig) am Gesamtsteuerauf-
kommen von 1970 bis 1991 gefallen ist? 

Kann die Bundesregierung angeben, um wel-
chen Prozentsatz der Anteil der Energieabga

-

ben am Gesamtsteueraufkommen von 1970 
bis 1991 gefallen ist? 

Der Kohlepfennig zählt nicht zu den Steuern im Sinne 
der Abgabenordnung. 

Bei konstantem Steuerrecht und steigendem Nominal-
einkommen ist im Steuersystem über den progressiven 
Einkommensteuertarif einerseits und die überwie-
gende Mengenbezogenheit der Verbrauchsteuern an-
dererseits eine Scherenentwicklung bei den Anteilen 
der direkten und indirekten Steuern angelegt, d. h. der 
Anteil z. B. der Mineralölsteuer am gesamten Steuer-
aufkommen verringert sich systembedingt. 

In haushaltsmäßiger Abgrenzung war der Anteil der 
Mineralölsteuer (einschließlich Erdgassteuer) am 
gesamten kassenmäßigen Steueraufkommen im Jahr 
1991 mit 7,1 % nur um 0,4 Prozentpunkte geringer als 
im Jahr 1970 (7,5 %). Der Grund für die geringe Abwei-
chung liegt in der deutlichen Erhöhung der Steuer-
sätze zur Jahresmitte 1991; im Jahr 1990 belief sich der 
Anteil nur auf 6,5 % — im Jahr 1992 dagegen gelten die 
höheren Steuersätze erstmals für ein volles Jahr. Nach 
der Schätzung des Arbeitskreises „Steuerschätzun-
gen" vom Mai 1992 ergibt sich für das Jahr 1992 mit 
7,7 % sogar ein höherer Anteil als 1970. Dabei ist zu 
beachten, daß die Mitte 1991 inkraftgetretene Mehrbe-
lastung für Diesel-Pkw aus Gründen der EG-Harmoni-
sierung zum Teil über eine Erhöhung der Kraftfahr-
zeugsteuer für Diesel-Pkw erreicht wurde. 

In der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wird der 
Kohlepfennig aus systematischen Gründen den indi-
rekten Steuern zugerechnet. Da der Kohlepfennig erst 
im Jahr 1975 eingeführt wurde, liegt der Anteil von 
Mineralölsteuer und Kohlepfennig an den gesamten 
Steuereinnahmen in der Abgrenzung der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung 1991 mit 7,8 % (nur 
Gebiet der alten Bundesländer) über dem von 1970 
(7,1 %). 

Wie hoch lag der Anteil des Bruttosozialpro-
dukts für die Energieverwendung 1985, 1989, 
1991 in ganz Deutschland? 

Lediglich für die alten Bundesländer und nur hinsicht-
lich des Anteils der Ausgaben für Energieträger in der 
letzten Verwendung (Käufe der p rivaten Haushalte, 
Ausfuhren) liegen dem Statistischen Bundesamt Be-
rechnungen über den Anteil der Energieverwendung 
am Sozialprodukt vor. 

Dieser Anteil der Ausgaben für Energieträger in der 
letzten Verwendung (Käufe der p rivaten Haushalte, 
Ausfuhren) am Sozialprodukt betrug nach Angaben 
des Statistischen Bundesamtes 

	

1985: 	6,1 % 

	

1989: 	4,2 

	

1990: 	4,2 %. 

Die Zahlen für 1989 und 1990 sind vorläufig. Angaben 
für 1991 liegen noch nicht vor. 
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7. Wie bewertet die Bundesregierung die jüng-
ste Entscheidung der EG-Kommission, die 
EG-weite Einführung einer CO2-Energieab-
gabe davon abhängig zu machen, daß sich die 
USA und andere Industrieländer an-
schließen? 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um eine Einführung dieser Abgabe ohne Vor-
bedingung zu erreichen? 

Die Bundesregierung verweist auf ihre Antwort zu 
Frage 5. 

Aus Gründen der ökologischen Wirksamkeit und der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft bedarf 
eine effektive Klimaschutzstrategie der internationalen 
Abstimmung. Die Bundesregierung begrüßt deshalb 
die Zielsetzung der EG-Kommission für eine EG-weite 
CO2-/Energiesteuer. Sie wird sich intensiv dafür ein-
setzen, daß mit den großen Industrieländern eine ab-
gestimmte Klimaschutzstrategie zustande kommt. 

Eine 25- bis 30 %ige Verminderung der CO 2-Emissio-
nen in der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahr 
2005 bedeutet für den Bereich der Europäischen Ge-
meinschaften eine Reduzierung der derzeitigen CO 2

-

Emissionen um rund 10 %. Gemessen an den derzeiti-
gen weltweiten CO 2-Emissionen entspricht dies einer 
Verminderung der globalen CO 2-Emissionen um  rund 
1,5 %. Dies macht deutlich, daß mit nationalen Allein-
gängen die Klimabedrohung nicht gestoppt werden 
kann. Aufgrund eines weltweit wachsenden Energie-
verbrauchs würde dieser nationale Rückgang bereits 
innerhalb eines halben Jahres aufgezehrt. Vor diesem 
Hintergrund setzt sich die Bundesregierung dafür ein, 
daß auch andere Länder intensive Anstrengungen zur 
Verminderung der CO2-Emissionen unternehmen. 

8. Wie hoch sollte die CO2-Energieabgabe nach 
Vorstellung der Bundesregierung sein? 

Hält die Bundesregierung den von der EG

-

Kommission vorgeschlagenen schrittweisen 
Anstieg einer solchen Abgabe von 3 US-Dol-
lar pro Barrel Öläquivalent in 1993 auf 10 US

-

Dollar pro Barrel Oläquivalent bis zum Jahre 
2000 (entspricht etwa 37 DM/t CO 2) für aus-
reichend? 

Die Bundesregierung hält die von der EG-Kommission 
vorgeschlagene Höhe der Steuer sowie die Aufteilung 
in je eine 50 %ige CO2- und Energiekomponente für 
angemessen. 

Der schrittweise Anstieg der Steuer ist sinnvoll, weil 
die Wirtschaft nicht auf einen Schlag voll belastet wird, 
sondern sich in ihren Planungen auf eine steigende 
Steuer einstellen kann. Es kann sich allerdings als 
sinnvoll erweisen, die volle Steuer in weniger, aber 
höheren Schritten zu erreichen. 

9. Die EG-Kommission hat vorgeschlagen, bis 
zu einer OECD-weiten Regelung Ausnahmen 
für bestimmte Industriezweige zu schaffen, 
die energieintensiv produzieren und/oder im 
internationalen Wettbewerb stehen. 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, 
daß damit die CO2-Energieabgabe in wesent-
lichen Punkten aufgeweicht und ganz über-
wiegend nur dem Letztverbraucher aufgebür-
det wird? 

Der Richtlinienentwurf der Europäischen Kommission 
(EGK) macht in Artikel 1 Abs. 2 das Inkrafttreten der 
vorgesehenen Steuerregelung davon abhängig, daß 
andere Mitgliedstaaten der OECD eine ähnliche 
Steuer oder vergleichbare Maßnahmen einführen. In 
Artikel 10 des RL-Entwurfs hat die EGK Ausnahmen 
für Unternehmen vorgeschlagen, die mit Ländern 
außerhalb des OECD-Raums in einem verschärften 
Wettbewerb stehen. Über die näheren Einzelheiten 
wird derzeit im Rahmen der EG-Beratungen verhan-
delt. Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, 
daß ausgewogene ökologische und wettbewerbskon-
forme Regelungen erreicht werden. 

10. In welchem Verhältnis soll der CO 2-Anteil 
und der allgemeine Energieanteil nach Auf-
fassung der Bundesregierung in dieser Ab-
gabe aufgeteilt werden? 

Wie beurteilt sie den Vorschlag der EG

-

Kommission (50prozentiger CO 2-Anteil)? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß durch eine solche Abgabe mit einem spe-
ziellen CO2-Anteil der hochsubventionierte 
Atomstrom weiter bevorteilt wird? 

Die Bundesregierung begrüßt den Vorschlag der EG

-

Kommission, bei der Bemessung der Steuer den CO 2

-

Anteil und den allgemeinen Energieanteil gleichge-
wichtig mit jeweils 50 % anzusetzen. Der hierdurch 
ausgelöste Kosteneffekt zielt zum einen grundsätzlich 
auf einen rationellen und sparsamen Energieeinsatz, 
zum anderen aber auch auf die Ausschöpfung von 
CO2-Reduktionspotentialen. Die für den Klimaschutz 
erforderliche CO 2-Minderung kann nur durch die bei-
den Strategien Einsparung und Substitution gemein-
sam erreicht werden. Sie ist darüber hinaus der Auffas-
sung, daß bei der unterschiedlichen Interessenlage 
verschiedener EG-Partner die vorgesehene Aufteilung 
des CO2- und Energieanteils ein geeigneter Weg ist, 
um in dieser Frage innerhalb der Gemeinschaft den 
notwendigen Konsens zu erzielen. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
durch den speziellen CO2-Anteil einer CO2-/Energie-
steuer der in Kernkraftwerken erzeugte Strom beson-
ders bevorteilt wird. Zur Nutzung der Kernenergie hat 
die Bundesregierung bereits in ihrem Kabinettsbe-
schluß vom 7. November 1990 festgestellt und im Ener-
giepolitischen Gesamtkonzept vom Dezember 1991 
bekräftigt, daß dieser Energieträger einen wichtigen 
Beitrag zur Vermeidung von CO 2-Emissionen leistet. 
Ohne die bisherigen Kernkraftwerke in der Bundes-
republik Deutschland wäre ein bis zu 150 Mio. t/a 
höherer CO 2-Ausstoß zu verzeichnen. Aufgrund des 
hohen Sicherheitsstandards hält die Bundesregierung 
die weitere Nutzung der Kernenergie für verantwort-
bar. Sie hat darüber hinaus im Bericht des Arbeitskrei-
ses I „Energieversorgung" der IMA CO2-Reduktion 



Drucksache 12/4280 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

darauf hingewiesen, daß die Kernenergie einen weite-
ren wesentlichen Beitrag zur Verringerung der CO 2

-

Emissionen leisten könnte. Im übrigen wird die Errich-
tung und der Bet rieb von Leistungsreaktoren nicht 
subventioniert. 

11. Welche Belastungen in DM/t SKE kommen 
auf die einzelnen Energieträger bei Realisie

-

rung des EG-Kommissionsvorschlags zu? 

Wie würden sich die Preise je Energieträger 
in DM/t SKE im Jahre 2000 erhöhen, wenn 
die Steuerbelastung auf 10 Dollar/Barrel Öl- 
äquivalent steigt? 

Steuerliche Belastung der Energieträger bei Realisie-
rung des EG-Vorschlages 

Steuerhebesätze (EG-Entwurf) 	Umrechnungskurs: 

2,81 ECU/t CO2 	 2,00 DM/ECU 
0,21 ECU/GJ 
2,10 ECU/MWh für Strom aus Kernkraftwerken 
0,76 ECU/MWh für Strom aus Wasserkraft größer 

10 MW 

Energieträger 	1993 	2000 

3 $/b 	10 $/b 

Steinkohle 	 27,48 	91,62 DM/t SKE 
Braunkohle 	 30,59 101,96 DM/t SKE 
Rohöl 	 24,56 	81,88 DM/t SKE 
Erdgas 	 21,30 	71,00 DM/t DKE 
Strom aus 
Kernkraftwerken 	4,20 	14,00 DM/MWh 
Strom aus Wasserkraft 
größer 10 MW 	1,52 	5,07 DM/MWh 

12. Hält die Bundesregierung die deutsche 
Braun-und Steinkohle nach den Steueranhe-
bungen um 3 bzw. 10 Dollar/Barrel noch für 
konkurrenzfähig? 

Hält die Bundesregierung an den 1991 ver-
einbarten Fördermengen von Steinkohle über 
das Jahr 2000 hinaus fest, und welche Aus-
gleichsmaßnahmen sind zur Sicherung der 
Fördermengen vorgesehen? 

Ist eine Privatisierung der ostdeutschen 
Braunkohle bei Realisierung der EG-Steuer-
pläne weiter möglich? 

Deutsche Braun- und Steinkohle stehen im Wettbe-
werb mit Importkohle. Dabei kann Braunkohle im 
Westen und nach erfolgreicher Rationalisierung vor-
aussichtlich auch im Osten wettbewerbsfähig vor allem 
in der Grundlaststromerzeugung eingesetzt werden. 
Für deutsche Steinkohle ist das Erreichen der Wettbe-
werbsfähigkeit nicht ersichtlich. 

Durch eine EG-CO2-/Energiesteuer mit einem Steuer-
satz von 3 bis 10 $ je Barrel wird die Position der 
heimischen Steinkohle gegenüber Importkohle nicht 
verschlechtert, da beide gleichbesteuert würden. Die 
Braunkohle, deren wesentliche Konkurrenzenergie 
ebenfalls importierte Steinkohle ist, wird aufgrund 
ihres höheren Kohlenstoffgehaltes entsprechend höher 

durch den CO2-Teil der Steuer belastet. Diese Diffe-
renz gegenüber Steinkohle beläuft sich auf etwa 
3 DM/t SKE beim Eingangssatz und etwa 10 DM/t SKE 
beim Endsatz. Inwieweit dadurch ihre Wettbewerbs-
fähigkeit verschlechtert wird, hängt auch von einer 
Reihe weiterer Faktoren ab, u. a. von der Entwicklung 
des währungsabhängigen Importkohlepreises sowie 
der Effizienz der Braunkohleförderung und der Braun-
kohleverstromung. Die Bundesregierung hat im Rah-
men des Energiepolitischen Gesamtkonzepts ausge-
führt, daß die ostdeutsche Braunkohle langfristig einen 
wichtigen Beitrag zur Stromversorgung leisten soll. Sie 
wird sich deshalb bei den Beratungen über den Richt-
linienvorschlag zur CO 2-/Energiesteuer dafür einset-
zen, daß ihr durch eine CO 2-/Energiesteuer nicht die 
wirtschaftliche Grundlage entzogen wird. 

Die Bundesregierung hält an den Ergebnissen der 
Kohlerunde 1991 fest. Danach soll der subventionierte 
Absatz deutscher Steinkohle auf 50 Mio. t/a bereits bis 
zum Jahr 2000 zurückgeführt und danach bis 2005 auf 
gleichem Niveau gehalten werden. 

Der Absatz in der Verstromung soll langfristig 35 Mio. 
t/a betragen. Die Bundesregierung wird unter Mitwir-
kung aller Beteiligter ein Finanzierungssystem entwik-
keln, das die Abnahme dieser Menge ermöglicht. Die 
künftigen Verstromungshilfen sollen den Bergbau in 
die Lage versetzen, deutsche Steinkohle zu Weltmarkt-
preisen zur Verstromung im Inland zur Verfügung zu 
stellen. 

Der Kokskohlenabsatz auf der Basis des Hüttenvertra-
ges wird wie bisher mit Haushaltsmitteln des Bundes 
und Nordrhein-Westfalens finanziell flankiert werden. 
Die Subventionen gleichen den Preisabstand der deut-
schen Kokskohle zum Wettbewerbspreis für Import-
kohle aus. 

13. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß eine allgemeine Energiesteuer, die keine 
Energieform diskriminiert, den größeren 
Spareffekt auslöst und damit der Umwelt am 
meisten nützt? 

Wird die Bundesregierung den EG-Kommis-
sionsvorschlag ablehnen und sich für eine all-
gemeine Energiesteuer einsetzen? 

In der Antwort zur Frage 10 wurde darauf hingewie-
sen, daß nach dem bisherigen Verlauf der Gespräche 
auf EG-Ebene davon auszugehen ist, daß die kombi-
nierte CO2-/Energiesteuer der geeignete Weg zu 
einem Kompromiß ist. Im Rahmen einer EG-weiten 
Lösung, die die Bundesregierung sowohl unter dem 
Gesichtspunkt des Klimaschutzes als auch unter dem 
der Gewährleistung der Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Industrie anstrebt, erscheint eine allgemeine Energie-
steuer als nicht kompromißfähig. Dabei ist auch zu 
sehen, daß das CO2-Reduktionsziel letztlich nur durch 
eine Verringerung des Verbrauchs CO 2-reicher fossiler 
Energiequellen erreichbar ist. 

Die Bundesregierung hält den Vorschlag der -EG

-

Kommission zur gleichgewichtigen Belastung von 
CO2- und Energieanteil daher für angemessen. 
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14. Wann ist mit der in der Regierungserklärung 
angekündigten Novellierung des aus dem 
Jahre 1935 stammenden Energiewirt-
schaftsgesetzes zu rechnen? 

Welches wird ihr wesentlicher Inhalt sein? 

Wird die Bundesregierung sich den Entwurf 
für ein neues Energiegesetz der Fraktion der 
SPD, Drucksache 12/1490, zu eigen machen? 

Wenn nein, aus welchen Gründen? 

Die Bundesregierung hat in ihrem energiepolitischen 
Gesamtkonzept die Absicht bestätigt, daß das Energie-
wirtschaftsgesetz in dieser Legislaturperiode novelliert 
werden soll. Über das Konzept einer Novelle haben 
erste Gespräche innerhalb der Bundesregierung statt-
gefunden. Ein konkreter Entwurf wird derzeit erar-
beitet. 

Inhalt und genauer Zeitpunkt für die Vorlage des Ent-
wurfs hängen allerdings wesentlich vom weiteren Ver-
lauf der Beratungen über die Richtlinienentwürfe der 
EG-Kommission zur Verwirklichung des Binnenmark-
tes für Strom und Gas ab. 

In ihrem energiepolitischen Gesamtkonzept vom 
Dezember 1991 hat die Bundesregierung für die 
Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes folgende 
Eckpunkte genannt: 

— Erweiterung des Zielkatalogs des Gesetzes um 
Umweltschutz und Ressourcenschonung; 

— gleichrangige Berücksichtigung dieser Ziele bei 
allen Entscheidungen der Energieaufsicht; 

— Präzisierung der Ermächtigungsgrundlagen für den 
Erlaß von Rechtsverordnungen im Lichte des Ziel-
katalogs; 

— Einführung eines bundeseinheitlichen Zulassungs-
verfahrens für Freileitungen ab 110 kV Nennspan-
nung; 

— möglichst weitgehende Ausschöpfung der Deregu-
lierungspotentiale, um den unternehmerischen 
Handlungsspielraum der Versorgungsunternehmen 
zu stärken; 

— spezielle 	energiewirtschaftliche 	Aufsichtstat

-

bestände für Strom und Gas sollen nur insoweit bei-
behalten werden, als dies wirklich erforderlich ist; 

— soweit eine Aufsicht erhalten bleiben muß, wird sie 
an Kriterien gebunden, die die Vorhersehbarkeit 
aufsichtsrechtlicher Entscheidungen gewährleisten. 

Demgegenüber läuft der Entwurf eines Energiegeset-
zes der Fraktion der SPD darauf hinaus, das Energie-
wirtschaftsgesetz im Interesse von Energieeinsparung 
und Umweltschutz zu einem stärker dirigistischen 
Kontrollgesetz umzugestalten. Dies lehnt die Bundes-
regierung ab. In einer marktwirtschaftlichen Ordnung 
ist die leitungsgebundene Energieversorgung keine 
Aufgabe, die vom Staat geplant werden muß. Dies gilt 
um so mehr, je wettbewerblicher die leitungsgebun-
dene Energieversorgung im EG-weiten Rahmen aus-
gestaltet wird. Nicht nur die energie-, sondern auch die 
umweltpolitischen Ziele können dann besser durch 
allgemeine Rahmenbedingungen, z. B. Umweltstan

-

dards und finanzielle Be- und Entlastungen, als durch 
behördliche Einzelfallentscheidungen erreicht werden. 

15. Hat die vom Deutschen Bundestag am 
24. September 1991 beschlossene Überprü-
fung des Dritten Verstromungsgesetzes be-
reits stattgefunden? 

Falls nein, warum nicht? 

Falls ja, mit welchem Ergebnis? 

Die Bundesregierung beabsichtigt derzeit nicht, das 
Dritte Verstromungsgesetz zu ändern. 

In der Kohlerunde 1991 haben die Bundesregierung, 
die Regierungen der Länder Nordrhein-Westfalen und 
Saarland, die Unternehmen des Steinkohlenbergbaus, 
die IGBE sowie VDEW und VIK den im Rahmen des 
Dritten Verstromungsgesetzes bis 1995 geförderten 
Absatz von deutscher Steinkohle in Höhe von jährlich 
40,9 Mio. t SKE bekräftigt. Eine Absenkung dieser 
Mengen aus Umweltschutzgründen widerspräche die

-

ser Festlegung (siehe auch Frage 40 d). 

16. Derzeit werden Hunderttausende von Woh-
nungen in den alten und neuen Bundeslän-
dern auf der Grundlage der veralteten Wär-
meschutz-Verordnung aus dem Jahr 1982 er-
richtet. 

Wann legt die Bundesregierung die angekün-
digte Novellierung der Wärmeschutz-Verord-
nung vor? 

Wie wird die angekündigte Regelung in ihren 
Grundzügen aussehen (Einführung des Nied-
rigenergiehausstandards, Einführung eines 
Wärmepasses/einer Energiekennzahl)? 

Der Referentenentwurf der neuen Wärmeschutz-Ver-
ordnung ist am 26. Juni 1992 mit Vertretern der Ver-
bände und am 8. sowie 23. Juli 1992 mit Vertretern der 
Länder erörtert worden. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß der Verordnungsentwurf dem Bundes-
rat in Kürze zur Zustimmung zugeleitet wird. 

Vordringliches Ziel der Novelle ist es, die energetische 
Qualität von Neubauten an den Standard von Niedrig-
energiehäusern heranzuführen. Die Einhaltung der 
hierfür erforderlichen bautechnischen Anforderungen 
soll mittels eines neuen Energiebilanzverfahrens auf 
der Basis verbrauchsorientierter Kennzahlen nachge-
wiesen werden. Dabei ist vorgesehen, die durch Fen-
ster und Verglasungen nutzbaren Solarenergieteile 
erstmals angemessen zu berücksichtigen. Außerdem 
sollen mechanische Lüftungsanlagen mit Wärmerück-
gewinnung bei der Ermittlung des Heizwärmebedarfs 
berücksichtigt werden. Die neue Konzeption der 
Wärmeschutz-Verordnung läßt dem Planer mehr 
Gestaltungsfreiraum und verbessert die energetische 
Vergleichbarkeit von neuen Gebäuden. 

Die Bundesregierung hält es im Interesse einer konse-
quenten CO2-Minderung für erforderlich, daß die Län-
der den Vollzug der Wärmeschutz-Verordnung deut-
lich verbessern. 
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Zu weiteren Einzelheiten wird auf den Sachstandsbe-
richt des Arbeitskreises „Gebäudebereich" der Inter-
ministeriellen Arbeitsgruppe „CO 2-Reduktion" ver-
wiesen (Drucksache 12/2081, S. 64 ff.). 

17. Altbauten sollen entgegen der dringenden 
Empfehlung der Enquete-Kommission nicht 
in die Wärmeschutz-Verordnung einbezogen 
werden „da die für eine Ausschöpfung des 
Energiepotentials notwendigen Investitionen 
bei heutigen Preisen weitgehend unwirt-
schaftlich sind und den Bürger unzumutbar 
hoch belasten" (Zweiter Zwischenbericht). 

Welche Gründe hat die Bundesregierung für 
diese Einschätzung? 

Bei welchem Energiepreisniveau ist nach 
Auffassung der Bundesregierung die Wirt-
schaftlichkeit von Einsparinvestitionen im 
Gebäudestand gegeben? 

Im Referentenentwurf der neuen Wärmeschutz-Ver-
ordnung ist der Gebäudebestand insoweit mit einbezo-
gen, als die Anforderungen — soweit dies technisch 
möglich und wirtschaftlich vertretbar ist — ausgeweitet 
werden, die bereits heute an nachträgliche Maßnah-
men zum Wärmeschutz bei bestehenden Gebäuden 
gestellt werden, sofern Renovierungs- und Sanierungs-
maßnahmen einen bestimmten Umfang überschreiten. 
Umfassende nachträgliche Maßnahmen können je-
doch wegen der Heterogenität des Baubestands nicht 
vorgeschrieben werden. Denn die für eine Ausschöp-
fung des Einsparpotentials notwendigen Investitionen 
sind bei heutigen Energiepreisen überwiegend unwirt-
schaftlich und würden den Bürger unzumutbar hoch 
belasten. Hierauf ist auch im Energiepolitischen 
Gesamtkonzept der Bundesregierung vom 11. Dezem-
ber 1991 (Drucksache 12/1799, Tz. 57) hingewiesen 
worden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind Investitio-
nen für umfassende Wärmeschutzmaßnahmen im Ge-
bäudebestand generell erst bei einem Energiepreis-
niveau wirtschaftlich, das um zumindest den Faktor 3 
höher liegt als heute. 

Je nach Randbedingungen des Einzelfalls dürfte dieser 
Faktor kleiner (z. B. nachträglich Dämmung der ober-
sten Geschoßdecke unter bestimmten baulichen Gege-
benheiten) oder deutlich größer (z. B. Dämmung erhal-
tenswerter Fassaden) ausfallen. 

18. Warum hat die Bundesregierung die Förde-
rung von energiesparenden Maßnahmen 
nach § 82 a EStDV für die alten Länder Ende 
1991 eingestellt und damit den Hauseigen-
tümern einen der wenigen Anreize zur Ener-
gieeinsparung genommen? 

Warum ist gleichzeitig die Förderung erneu-
erbarer Energien — z. B. für Windkraft und 
Biogasanlagen — sowie für energiesparende 
und umweltfreundliche Heizungs- und 
Warmwasseranlagen (wie die von der Bun-
desregierung so gelobte Brennwerttechnik) 
ausgelaufen? 

Teilt die Bundesregierung bei unterstellter 
Unwirtschaftlichkeit die Auffassung, daß öf

-

fentliche Hilfen gegeben werden müssen, um 

die Durchführung derartiger Maßnahmen zu 
erleichtern? 

Plant die Bundesregierung steuerliche Er-
leichterungen oder direkte Förderungen? 

Falls nein, warum nicht? 

Falls ja, welche? 

Die Steuervergünstigungen des § 82 a EStDV zielten 
auf die alten Bundesländer und waren gesetzlich bis 
zum 31. Dezember 1991 befristet. Diese Bef ristung 
wurde durch den Gesetzgeber im Rahmen des Steuer-
reformgesetzes 1990 vom 25. Juli 1988 bestätigt. 
Gründe dafür waren vor allem der politische Wille zum 
Subventionsabbau und zur Steuervereinfachung. 

Eine Reihe der durch § 82 a EStDV geförderten ener-
giesparenden Maßnahmen wird weitgehend bereits 
aus wirtschaftlichen Überlegungen durchgeführt, so 
daß hierfür keine Steueranreize mehr erforderlich sind. 
Maßnahmen zur Energieeinsparung — dazu hat sich die 
Bundesregierung u. a. in ihrem energiepolitischen 
Gesamtkonzept bekannt — habe jedoch weiterhin 
einen hohen Stellenwert. 

Im übrigen sind die verfügbaren staatlichen Finanzie-
rungshilfen derzeit deshalb auch weitgehend auf die 
neuen Bundesländer beschränkt, weil dort mit glei-
chem Mitteleinsatz ein ungleich höherer Einspareffekt 
erzielt werden kann als in den alten Bundesländern. 

In den neuen Bundesländern werden zur Instandset-
zung und Modernisierung des Gebäudebestands gün-
stige Kredite und Zuschüsse vergeben. Förderfähig 
sind insbesondere Maßnahmen zur Wärmedämmung 
sowie die Heizungsmodernisierung; für energie-
sparende Modernisierungsmaßnahmen an Eigenhei-
men und die Nutzung erneuerbarer Energien können 
dort auch steuerliche Sonderabschreibungen bzw. der 
Sonderausgabenabzug (weitgehende Nachfolgerege

-

lung  für § 82 a EStDV) nach dem Steueränderungsge-
setz 1991 genutzt werden. 

19. Wann ist mit der Vorlage der angekündigten 
Novellierung der Heizungsanlagen-Verord-
nung zu rechnen? 

Welche Wirkungsgrade müssen erreicht wer-
den? 

Warum ist die Förderung der besonders um-
weltfreundlichen und mit einem extrem ho-
hen Wirkungsgrad arbeitenden Brennwert-
kessel Ende des Jahres 1991 ausgelaufen? 

Die Novelle zur Heizungsanlagen-Verordnung soll in 
Verbindung mit der neuen Wärmeschutz-Verordnung 
behandelt werden. Insoweit ist der Referentenentwurf 
parallel zu dieser mit Verbänden und Ländern erörtert 
worden (vgl. Antwort zu Frage 16). Die Novelle soll 
ebenfalls in Kürze dem Bundesrat zur Zustimmung zu-
geleitet werden. 

In der Heizungsanlagen-Verordnung sollen wesent-
liche Teile der EG-Heizkesselrichtlinie, in der Anforde-
rungen an die Wirkungsgrade von Wärmeerzeugern 
gestellt werden, in nationales Recht umgesetzt werden. 
Im Zuge dieser Umsetzung beabsichtigt die Bundes- 
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regierung, den von der Richtlinie gewährten Spielraum 
für die Festlegung nationaler Mindeststandards so weit 
auszuschöpfen, daß ab 1998 Kessel ab einer bestimm-
ten Leistungsgröße nur in Betrieb genommen werden 
dürfen, wenn sie den Wirkungsgrad eines Niedertem-
peratur- oder Brennwertkessels im Sinne der Richtlinie 
erreichen. Bis zu diesem Zeitpunkt unterliegt die 
Anhebung mittelbarer — z. B. Bestimmungen zu den 
Auskühlverlusten von Kesseln — oder unmittelbarer 
gesetzlicher Anforderungen an den Wirkungsgrad 
einem Moratorium, das sich aus Artikel 9 der Richtlinie 
ergibt. 

Im übrigen enthält der Referentenentwurf Bestimmun-
gen, mit denen der freiwillige Einbau von Brennwert

-

kesseln erleichtert werden soll. Die Bundesregierung 
prüft darüber hinaus, inwieweit die Brennwerttechnik 
wegen ihrer Bedeutung für die allgemeine Schadstoff-
problematik auch im Immissionsschutzrecht (Verord-
nung über Kleinfeuerungsanlagen — 1. BImSchV) be-
rücksichtigt werden kann. Zu den Gründen für das 
Auslaufen der steuerlichen Förderung der Erneuerung 
alter Heizungsanlagen, in die unter bestimmten Vor-
aussetzungen auch der nachträgliche Einbau von 
Brennwertkesseln einbezogen war, vgl. Antwort zu 
Frage 18. 

20. Wann ist mit der Vorlage der angekündigten 
Wärmenutzungs-Verordnung zu rechnen? 

Was wird ihr wesentlicher Inhalt sein? 

Der Entwurf der Wärmenutzungsverordnung soll mög-
lichst bald den beteiligten Kreisen zur Anhörung zuge-
leitet werden. 

Kernstück der Verordnung ist das Wärmenutzungs-
konzept, das vom Betreiber vorzulegen ist. Inhalt des 
Wärmenutzungskonzeptes ist die Darstellung mög-
licher Maßnahmen in industriellen und gewerblichen 
Anlagen, die zu einer Nutzung von Wärmepotentialen 
und damit auch zu einer Minderung von Schadstoff-
emissionen, insbesondere von Kohlendioxid führen. 
Die Grenze, bis zu der Maßnahmen nach § 5 Abs. 1 
Nr. 4 BImSchG durchzuführen sind, wird nach wirt-
schaftlichen Kriterien festgelegt. 

21. Wann wird die angekündigte Novelle der 
Verordnung über Kleinfeuerungsanlagen 
(1. BlmSchV) vorgelegt? 

Wie sehen die Vorgaben aus, um insbesonde-
re die Abgas-, Stillstands- und sonstigen 
Wärmeverluste zu senken? 

Welche Grenzwerte wird es für Neuanlagen 
und welche für Altanlagen geben? 

Welche Übergangsfristen sind bei Altanlagen 
vorgesehen? 

Der Referentenentwurf einer Änderungsverordnung 
zur 1. BImSchV wurde den beteiligten Kreisen zur 
Stellungnahme übersandt; am 8. September 1992 er-
folgte die Anhörung der beteiligten Kreise; am 9. Sep-
tember 1992 wurde eine Beratung mit den für den 

Immissionsschutz zuständigen obersten Landesbehör-
den durchgeführt. 

Zur Zeit wird unter Berücksichtigung der eingegange-
nen Stellungnahmen die Abstimmung innerhalb der 
Bundesregierung durchgeführt. Da diese Abstimmung 
noch nicht abgeschlossen ist, können Antworten auf 
die Fragen hinsichtlich der Verluste sowie der Grenz-
werte für Neu- und Altanlagen mit Übergangsfristen 
z. Z. noch nicht gegeben werden. 

22. Warum ist die steuerliche Begünstigung von 
Wasserkraftwerken zum 31. Dezember 1990 
ausgelaufen? 

Wie paßt dies zu dem erklärten Ziel der Bun-
desregierung, erneuerbare Energien zu för-
dern? 

Die Verordnung über die steuerliche Begünstigung 
von Wasserkraftwerken (Wasserkraftwerks-Verord-
nung) ist zeitlich befristet. Nach der derzeitigen Fas-
sung der Verordnung wird die Steuerermäßigung letzt-
mals für Anlagen gewährt, mit deren Bau bis zum 
31. Dezember 1990 begonnen worden ist, und zwar für 
die Dauer von 20 Jahren seit dem Betriebsbeginn die-
ser Anlagen. 

Nach den im Oktober 1987 getroffenen Koalitionsver-
einbarungen zur Steuerreform ist die Steuerbegünsti-
gung für Wasserkraftwerke bei der Einkommensteuer/ 
Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und Vermögen-
steuer nicht verlängert worden. 

Zur Ausschöpfung des Wasserkraftpotentials wurden 
im übrigen aber mit dem am 1. Januar 1991 in Kraft 
getretenen Stromeinspeisungsgesetz die Anreize er-
heblich verbessert (siehe auch Antwort zu Frage 27). 

23. Wann wird die mehrfach angekündigte No-
vellierung der Honorarverordnung für Archi-
tekten und Ingenieure (HOAI) vorgelegt? 

Wie werden die Anreize aussehen, um die 
Architekten und Ingenieure besser für eine 
rationelle Energieverwendung und für eine 
Nutzung erneuerbarer Energien zu moti-
vieren? 

Die 5. Novelle zur Honorarordnung für Architekten 
und Ingenieure (HOAI) wird derzeit vorbereitet. Die 
HOAI soll um Besondere Leistungen ergänzt werden, 
soweit bei Aufträgen die zur ordnungsgemäßen Erfül-
lung im allgemeinen erforderlichen Leistungen über-
schritten werden. Somit werden Anreize geschaffen, 
um Architekten und Ingenieure zu verstärkten Pla-
nungsleistungen im Kontext „rationelle Energiever-
wendung und Nutzung erneuerbarer Energien" zu 
motivieren. 

24. In den neuen Bundesländern ergibt sich der-
zeit die große Chance, eine effektive dezen-
trale Energieversorgung mit größtmöglichen 
Einsparpotentialen in kommunaler Hand auf-
zubauen. 

Wie unterstützt die Bundesregierung diese 
Entwicklung? 
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In den neuen Bundesländern bieten die vielfach noch 
ineffizienten Energieversorgungssysteme, die einsei-
tige Ausrichtung auf den Energieträger Braunkohle 
und die daraus resultierende Notwendigkeit des Neu-
aufbaus von Versorgungsnetzen und Anlagen die ein-
malige Chance, wirtschaftliche und zugleich umwelt-
verträgliche Energieversorgungsstrukturen aufzu-
bauen. Die Bundesregierung hält dabei das Zusam-
menwirken von zentralen und dezentralen Lösungen 
für sinnvoll. Energiekonzepte, die dem Ziel einer wirt-
schaftlichen, umweltschonenden und zugleich siche-
ren Energiebereitstellung und -verwendung verpflich-
tet sind, können dabei einen wesentlichen Beitrag lei-
sten. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine Wei-
terentwicklung von örtlichen und regionalen Energie-
konzepten eine zusätzliche Möglichkeit darstellt, CO 2

-

Minderungspotentiale auszuschöpfen. Sie sieht ihre 
diesbezügliche Auffassung durch bereits vorhandene 
Beispiele bestätigt. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Energie-
konzepte — wie in der Vergangenheit — nach markt-
wirtschaftlichen Kriterien entwickelt und vollzogen 
werden, so daß die freie Wahl des Energieträgers 
durch die Verbraucher grundsätzlich nicht einge-
schränkt wird. Eine administrative Lenkung der Ent-
wicklung auf dem Wärmemarkt darf grundsätzlich 
nicht erfolgen, denn auch eine ökologisch orientierte 
Marktwirtschaft, in der marktwirtschaftlich ausgerich-
tete Energiekonzepte sinnvoll integ riert werden kön-
nen, lebt vom Wettbewerb. 

Vor diesem Hintergrund fördert die Bundesregierung 
in den neuen Bundesländern, in denen vergleichs-
weise große CO2-Minderungspotentiale erschlossen 
werden können, verschiedene Modellstudien. Die För

-

derung des Aufbaus von Unternehmen in kommunaler 
Trägerschaft ist keine wettbewerbspolitische Zielset-
zung und wird deshalb nicht gezielt unterstützt. 

Die Nutzung dezentraler Energiequellen kann im übri-
gen sowohl durch Regionalversorger als auch durch 
Stadtwerke erfolgen. Dies gilt auch, soweit dazu im 
Einzelfall eine enge Zusammenarbeit zwischen dem 
Versorgungsunternehmen und der jeweiligen Stadt 
oder Gemeinde erforderlich ist. Insbesondere bei der 
Nutzung erneuerbarer Energien in ländlichen Räumen 
kommt in vielen Fällen darüber hinaus ohnehin nur der 
Regionalversorger als Abnehmer und Partner in Be-
tracht. 

25. Ausweislich des Zweiten Zwischenberichts 
haben der Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit und der Bun-
desminister für Forschung und Technologie 
die Möglichkeit zur Nutzung von Drittfinan-
zierungsmodellen gutachterlich untersuchen 
lassen. 

Welches Ergebnis haben die Gutachten er-
bracht? 

Die Bundesregierung hält die Drittfinanzierung für ein 
wichtiges Instrument im Rahmen ihres CO 2-Minde

-

rungsprogramms. Auch EG-weit wird diesem ökono

-

mischen Instrument große Bedeutung beigemessen. 
Die beiden genannten Untersuchungen sind noch 
nicht abgeschlossen, so daß Ergebnisse noch nicht ge-
nannt werden können. 

26. Beabsichtigt die Bundesregierung, der Emp-
fehlung der Enquete-Kommission zu folgen, 
die Bundestarifordnung Gas im Hinblick auf 
verbrauchsabhängige „Leistungs" -Preise und 
saisonale Anreize zu novellieren sowie eine 
Bundestarifordnung Fernwärme einzuführen? 

Falls nein, warum nicht? 

Falls ja, wann? 

Eine Novellierung der Bundestarifordnung Gas ist 
nicht beabsichtigt. 

Im Wärmemarkt besteht, wie die Monopolkommission 
erst kürzlich in einem Sondergutachten festgestellt hat, 
Wettbewerb. Dieser Wettbewerb, insbesondere mit Öl, 
ist auch für die Preisstruktur von besonderer Bedeu-
tung. 

Darüber hinaus hat der Bundesverband der deutschen 
Gas- und Wasserwirtschaft — auf Vorschlag des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und der Wirtschaftsmi-
nisterkonferenz — allen Gasversorgungsunternehmen 
im Februar 1991 empfohlen, im Interesse der Ener-
gieeinsparung insbesondere leistungsbezogene 
Grundpreise einzuführen. Eine rasche Umsetzung der 
Empfehlungen ist zugesagt. 

Angesichts der gegenwärtigen Wettbewerbssituation 
im Wärmemarkt ist die Einführung einer Bundestarif-
ordnung Fernwärme nicht beabsichtigt. 

27. Ist es zur Förderung der energiepolitisch er-
wünschten Kraft-Wärme-Kopplung ange-
bracht, die Vergütungsregelung des S trom-
einspeisungsgesetzes auf alle Kraft-Wärme-
Kopplungs-Anlagen auszuweiten? 

Die Einbeziehung der Kraft-Wärme-Kopplung in das 
Stromeinspeisungsgesetz, das am 1. Januar 1991 in 
Kraft getreten ist, wurde bei dessen Beratung erörtert. 
Bundesregierung und Deutscher Bundestag haben sich 
gegen eine Einbeziehung ausgesprochen. Dabei hat 
eine Rolle gespielt, daß erheblich mehr Strom aus KWK 
erzeugt wird als aus erneuerbaren Energien; deswe-
gen wäre eine pauschale, undifferenzierte Förderung 
über eine gesetzlich festgelegte Mindestvergütung 
problematisch, zumal auch Verzerrungen zwischen 
den Versorgungsunternehmen auftreten könnten. Die-
ser Aspekt hat auch bei der Prüfung des Gesetzes unter 
Beihilfeaspekten durch die EG-Kommission eine be-
sondere Rolle gespielt. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft beobachtet die 
Auswirkungen des Stromeinspeisungsgesetzes und 
wird, wie die Bundesregierung in ihrem Energiepoliti-
schen Gesamtkonzept angekündigt hat, Ende 1994/ 
Anfang 1995 dem Deutschen Bundestag über die 
Erfahrungen mit diesem Gesetz berichten. Dabei wird 
auch der Anwendungsbereich des Gesetzes, insbeson- 
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dere die Forderung nach Einbeziehung der Kraft-
Wärme-Kopplung, nochmals überprüft. 

28. Wie will die Bundesregierung erreichen, daß 
Kraftwerke nur bei nachgewiesenem Bedarf 
und mit der Möglichkeit der Kraft-Wärme-
Kopplung gebaut werden? 

Die Beurteilung der Notwendigkeit eines Kraftwerks-
baus ist Aufgabe des investierenden Unternehmens 
unter der Aufsicht der zuständigen Behörden. Die viel-
fältigen Genehmigungsanforderungen, vor allem sol-
che des Umweltschutzes, werden in den entsprechen-
den Verfahren geklärt. Es ist die spezifisch unterneh-
merische Aufgabe des jeweiligen Versorgungsunter-
nehmens, den Strom- und Wärmebedarf abzuschätzen 
und Kapazitäten bereitzustellen. Die Bundesregierung 
beabsichtigt nicht, die Investitionsentscheidungen von 
Versorgungsunternehmen und industriellen Eigen-
erzeugern auf Behörden zu verlagern. 

29. Welche ordnungspolitischen Maßnahmen 
wird die Bundesregierung ergreifen, um 
Kombi-Heiz-Kraftwerken auf der Basis von 
Braun- und Steinkohle mit wesentlich höhe-
ren Wirkungsgraden als herkömmliche Kraft-
werke zum Durchbruch zu verhelfen? 

Wie will sie den Ausbau von Fernwärmever-
sorgung und erneuerbaren Energien ord-
nungspolitisch unterstützen? 

Die Bundesregierung hat in ihrem 2. Bericht zur CO 2

-

Reduzierung dargelegt, daß sie sowohl die Weiterent-
wicklung von Kombi-Kraftwerken, als auch den weite-
ren Ausbau der Fernwärme durch Heizkraftwerke be-
grüßt und alle Unternehmen aufgefordert hat, die tech-
nische und wirtschaftliche Einsatzreife von Kombi

-

Kraftwerken voranzutreiben. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Fern-
wärme weitere Potentiale unter Wettbewerbsbedin-
gungen erschließen und ihren Marktanteil steigern 
wird. Der Erfolg des weiteren Auf- und Ausbaus der 
Fernwärme hängt auch von einem aktiven Manage-
ment der Unternehmen ab. Die Bundesregierung ver-
weist hierzu auf bereits vorhandene positive Beispiele, 
die zeigen, daß eine Veränderung des ordnungspoli-
tischen Rahmens für die Fernwärmewirtschaft nicht 
notwendig ist. 

Im Ergebnis gilt dies auch für den verstärkten Einsatz 
erneuerbarer Energien, für den derzeit keine besonde-
ren ordnungspolitischen Maßnahmen geplant sind. 

30. Hält die Bundesregierung die Haushaltsan-
sätze im Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Forschung und Technologie zur För-
derung der Energieeinsparung einschließlich 
der Nutzung erneuerbarer Energien von 
247,6 Mio. DM für alte und neue Bundeslän-
der zusammen (1990) angesichts der Tatsache 
für ausreichend, daß der Anteil erneuerbarer 
Energien am Gesamtenergieverbrauch von 
2,7 % in 1970 auf heute 2 % sogar noch zu-
rückgegangen ist? 

Wie hoch werden die Mittel in den nächsten 
Jahren sein? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Ver-
hältnis zu den Ausgaben für die bemannte 
Raumfahrt, die bis zur Jahrtausendwende 
jährlich 1,3 Mrd. DM betragen sollen? 

Der Anteil erneuerbarer Energien an der Primärener-
gieversorgung der alten und neuen Bundesländer zu-
sammen betrug 1970 1,77 %. Er ist 1990 auf ca. 2 
gestiegen. Den Hauptteil trägt dabei die Wasserkraft 
mit 1,03 %, gefolgt von Brennholz, Brenntorf, Klär-
schlamm, Klärgas und Müll mit zusammen 0,9 %. Der 
Beitrag sonstiger erneuerbarer Energien, wie z. B. 
Solarkollektoren, Wärmepumpen und Wind, betrug 
1990 0,06 %. Für die Weiterentwicklung von erneuer-
baren Energien und dem rationellen Energieeinsatz 
wurden im gleichen Jahr 289 Mio. DM an FuE-Förder-
mitteln (incl. Großforschungseinrichtungen mit 45 Mio. 
DM) aufgewendet. Für 1992 werden diese Aufwen-
dungen voraussichtlich auf 391 Mio. DM ansteigen. 

Die Bundesregierung hält diese Mittel für die For-
schungsförderung für ausreichend. Für die Folgejahre 
sind Ausgaben auf ähnlichem Niveau vorgesehen. 
Exakte Zahlenangaben sind derzeit wegen des Pla-
nungsstadiums nicht angebbar. 

Bezüglich des Vergleichs zu den Ausgaben für die 
bemannte Raumfahrt ist anzumerken, daß es hierzu 
eine Reihe von Gesichtspunkten zu beachten gibt, wie 
unterschiedliche Zeithorizonte, Marktnähe bzw. 
-ferne, international verpflichtende Vereinbarungen, 
unterschiedliche Technologiepotentiale sowie die je-
weiligen Beiträge zu staatlichen Vorsorgezielen. Ein 
rein zahlenmäßiger Vergleich der Forschungsmittel für 
zwei Bereiche mit völlig unterschiedlicher Struktur ist 
somit wenig sachgerecht. 

31. Die Bundesregierung möchte „die Option für 
eine zusätzliche Kernenergienutzung offen-
halten" (Zweiter Zwischenbericht). 

Hat die Bundesregierung zur Kenntnis ge-
nommen, daß die Enquete-Kommission in 
ihrem Dritten Bericht einstimmig festgestellt 
hat, daß die Bundesrepublik Deutschland 
„unabhängig von der Frage der Bewertung 
der Kernenergie eine Reduktion der CO 2

-

Emissionen um 30 % bis zum Jahre 2005 er-
reichen kann" (S. 93) und daß sich kein Kom-
missionsmitglied für einen Ausbau der Kern-
energie ausgesprochen hat? 

Warum teilt die Bundesregierung nicht die 
Auffassung derjenigen Mitglieder der En-
quete-Kommission, die im Dritten Bericht 
festgestellt haben, bereits die bisherige Kon-
zentration von Kapital, Know-how und For-
schungsmitteln auf den Ausbau der Atom-
energie habe die Entwicklung umweltver-
träglicher und sinnvoller Alternativen ge-
hemmt und ein Fortschreiten auf dem Atom-
pfad werde für den kurzen, aber entscheiden-
den Zeitraum für notwendige Maßnahmen 
zum Schutz der Erdatmosphäre bis zum Jahre 
2005 wegen der betriebswirtschaftlichen Ver-
wertungszwänge und der geringen Effizienz 
den schnellen Umbau zu einer energieeffi-
zienteren Gesellschaft blockieren? 
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Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht „Energie-
politik für das vereinte Deutschland" dargelegt, wie sie 
mit ihrer Energiepolitik angesichts der neuen wirt-
schaftlichen, ökologischen und internationalen Her-
ausforderungen die Rahmenbedingungen gestaltet. 

Sie ist der Auffassung, daß die Kernenergie auch wei-
terhin einen substantiellen Beitrag zur Stromerzeu-
gung leisten muß, solange andere vergleichbar versor-
gungssichere, umweltfreundliche und preisgünstige 
Energieträger nicht zur Verfügung stehen. Im Energie-
trägermix ist die Kernenergie eine Option, die auch 
unter CO2-Aspekten bedeutend und deren Nutzung 
unter Beachtung des hohen Sicherheitsstandards in 
Deutschland verantwortbar ist. 

Nach Informationen aus der Energiewirtschaft werden 
mögliche Bauentscheidungen über neue Kernkraft-
werke erst Mitte der 90er Jahre getroffen. Angesichts 
der langen Planungs- und Bauzeiten geht die Bundes-
regierung davon aus, daß bis Anfang des nächsten 
Jahrtausends kein neues Kernkraftwerk in Betrieb 
geht. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die 
Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung andere 
sinnvolle Alternativen behindert. Kernenergie ist nur 
ein Teil des Energieträgermix. Die Elektrizitätswirt-
schaft unternimmt generell große Anstrengungen zur 
Verbesserung der Umweltverträglichkeit und der Effi-
zienz der Energieversorgung z. B. durch die Verbesse-
rung der Wirkungsgrade der Kraftwerke, Kraft-
Wärme-Kopplung und den Einsatz erneuerbarer Ener-
gieträger. 

32. Teilt die Bundesregierung die Ansicht zahl-
reicher Experten, wonach mit demselben Fi-
nanzeinsatz ca. drei- bis fünfmal mehr Ener-
gie einsparbar ist, als durch einen Ausbau der 
Kernenergie an CO 2-Emissionen entfallen 
kann? 

Wirtschaftlich ausschöpfbare Energieeinsparpotentiale 
sind in vielen Bereichen der Energieerzeugung und 
-verwendung vorhanden und werden durch tech-
nischen Fortschritt immer wieder neu geschaffen. Ein 
festes Verhältnis zwischen den Kosten der Energie- 
und damit CO2-Einsparung auf der Verbrauchsseite 
und der zusätzlichen Energieerzeugung kann prinzi-
piell nicht angegeben werden, da auch hier die Erfah-
rung gilt, daß die Kosten der Einsparung — beginnend 
mit sehr effizienten Maßnahmen — mit zunehmender 
Ausschöpfung der Einsparpotentiale steigen. 

Bei der Entscheidung der Investoren über Energiespar-
investitionen spielen viele Kriterien eine Rolle. Diese 
können in Schätzungen über die Einsparpotentiale und 
die Kosten ihrer Realisierung nicht immer berücksich-
tigt werden. Die Effizient einer Maßnahme kann letzt-
endlich nur vom Investor beurteilt werden. 

33. Nach Schätzungen des Instituts für Heizung, 
Lüftung und Grundlagen der Bautechnik in 
Berlin und des Deutschen Instituts für Wi rt

-schaftsforschung (DIW) können die CO2

-

Emissionen in den neuen Ländern allein im 
Gebäudebereich um rund 44 Mio. Tonnen bis 
zum Jahre 2005 gesenkt werden. 

a) Das Zuschußprogramm im Rahmen des 
„Gemeinschaftswerks Aufschwung Ost" 
läuft 1992 aus, das von der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau abgewickelte zinsver-
billigte Kreditprogramm im Jahre 1993. 

Welche Nachfolgeprogramme sind von 
der Bundesregierung vorgesehen? 

In den neuen Ländern fördert bzw. hat der Bund Maß-
nahmen zur Energieeinsparung und damit zur SO 2

- und CO2 -Minderung im Bereich des Wohnungswesens 
innerhalb folgender Programme gefördert: 

— Finanzhilfen (Zuschüsse) an die Länder im Rahmen 
des „Gemeinschaftswerks Aufschwung Ost" zur 
Modernisierung und Instandsetzung von Wohn-
raum 

1991: 527,8 Mio. DM (Ist-Ausgaben), 
1992: 965,0 Mio. DM (Kassenmittel). 

Die Durchführung der Fördermaßnahmen obliegt 
den Ländern. Die Länder sind verpflichtet, zusätz-
liche Landesmittel in Höhe von mindestens einem 
Viertel der in Anspruch genommenen Bundesmittel 
einzusetzen. 

— Finanzhilfen (Zuschüsse) an die Länder für Maß-
nahmen des sozialen Wohnungsbaus, die auch für 
Zwecke der Modernisierung und Instandsetzung 
eingesetzt werden können 

1991: 1 Mrd. DM (Verpflichtungsrahmen), 
1992: 1 Mrd. DM (Verpflichtungsrahmen), 
1993: 1 Mrd. DM (Verpflichtungsrahmen). 

Die Durchführung der Fördermaßnahmen obliegt 
den Ländern. Die Länder sind verpflichtet, minde-
stens ebensoviele Landesmittel bereitzustellen, wie 
sie Bundesmittel in Anspruch nehmen. 

— Wohnraum-Modernisierungsprogramm der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW); das Programm, das 
die Gewährung zinsvergünstigter Darlehen zuläßt, 
umfaßt nach der erneuten Aufstockung im Rahmen 
des Bundeshaushaltes 1993 ein Kreditvolumen in 
der Größenordnung von 30 Mrd. DM. Die Kosten 
der Zinsverbilligung werden vom Bund getragen. 

Aus dem Umweltschutzsofortprogramm im Rahmen 
des „Gemeinschaftswerks Aufschwung Ost" wurden 
in 1991/1992 für Maßnahmen der Luftreinhaltung, ins-
besondere der Heizungsumstellung, rund 64,5 Mio. 
DM eingesetzt. 

Nach Programmauswertungen werden die Förderpro-
gramme des Bundes in den neuen Ländern zu mehr als 
50 % für energiesparende Maßnahmen eingesetzt und 
führen damit zu einer erheblichen Verminderung von 
CO2-Emissionen. Insbesondere durch die Aufstockung 
des KfW-Programms ist die Fortsetzung der Förde-
rungsmaßnahmen gewährleistet. 

b) Die Bundesregierung hat in ihrem Kabi

-

nettsbeschluß vom 13. Juni 1990 ein „So- 
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fortprogramm zur Sanierung von Gebäu-
deheizungen" in den neuen Bundeslän-
dern angeregt. Hiervon findet sich im 
Zweiten Zwischenbericht nichts wieder 
(gefördert werden nur allgemeine Moder-
nisierungsmaßnahmen) . 

Ist dieses Ziel mittlerweile fallengelassen 
worden, falls ja, warum? 

Falls nein, wann ist mit dem Inkrafttreten 
dieses Sofortprogramms zu rechnen? 

Die Bundesregierung hat im Kabinettsbeschluß zur 
CO2-Reduktion vom 7. November 1990 die zuständi-
gen Bundesressorts beauftragt, „weitere Förderungs-
maßnahmen, darunter auch ein Sofortprogramm zur 
Sanierung von Gebäudeheizungen für private Haus-
halte, 'in den neuen Bundesländern zu prüfen" (abge-
druckt im Anhang 1 zum 2. Zwischenbericht der IMA 
CO2-Reduktion, Drucksache 12/2081, S. 90). 

Dieser Gedanke eines Sofortprogramms zur Heizungs-
sanierung ist im „Gemeinschaftswerk Aufschwung 
Ost" in Gestalt des Zuschußprogramms zur Förderung 
von Instandsetzung und Modernisierung verwirklicht 
worden (vgl. Antwort zu Frage 33 a). Mit diesem Pro-
gramm wurden nicht nur „allgemeine Modernisie-
rungsmaßnahmen" gefördert. Es stand — wie auch das 
KfW- Zinsverbilligungsprogramm — insbesondere zur 
Verfügung für Maßnahmen zur Energieeinsparung so-
wie zur 502- und CO2-Minderung (z. B. Fensteraus-
tausch, Heizungseinbau und Heizungsmodernisierung 
einschließlich Umstellung auf einen CO2-ärmeren 
Brennstoff, Wärmedämmung). Die abgerufenen Mittel 
werden ganz überwiegend zum Einbau neuer Heizun-
gen verwendet. Einzelheiten hierzu sind im 2. Sach-
standsbericht des Arbeitskreises „Gebäudebereich" 
der IMA CO2-Reduktion im einzelnen dargelegt 
(Drucksache 12/2081 S. 69 b). 

Die Modernisierung von Hausübergabestationen stellt 
einen Schwerpunkt in dem gemeinsamen Bund-Län-
der- Förderprogramm zur Sanierung der erhaltungs-
würdigen Fernwärme in den neuen Bundesländern 
dar. 

c) Die Bundesregierung stellt in ihrem Zwei-
ten Zwischenbericht fest, die bisher fest-
gestellte Zurückhaltung bei der Inan-
spruchnahme der Fördermittel durch die 
Wohnungsbaugesellschaften, die das 
kommunale Wohnungseigentum verwal-
ten, sei „vorwiegend zurückzuführen auf 
nicht geklärte Eigentumsverhältnisse". 

Wie lange will die Bundesregierung auch 
angesichts dieses Investitionshemmnisses 
an ihrem Grundsatz „Rückgabe vor Ent-
schädigung" festhalten? 

Die Bundesregierung hält weiterhin an dem Grundsatz 
„Rückgabe vor Entschädigung" fest. Denn eine Um-
kehrung des Prinzips würde der Gemeinsamen Er-
klärung der beiden deutschen Regierungen vom 
15. Juli 1990 widersprechen, die zum rechtsverbindli-
chen Teil des Einigungsvertrags erhoben wurde (Arti-
kel 11 EV und Anlage III zum EV). 

Durch das am 22. Juli 1992 in Kraft getretene Gesetz 
zur Änderung des Vermögensgesetzes und anderer 

Vorschriften (2. Vermögensrechtsänderungsgesetz), 
das insgesamt 20 Gesetze und Verordnungen über die 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten ändert, wurde 
dieser Grundsatz insofern modifiziert, als nunmehr 
partiell der Grundsatz „Investitionen vor Rückgabe" 
gilt. Mit den Neuerungen und Änderungen des Geset-
zes können die noch aus offenen vermögensrecht-
lichen Fragen resultierenden Hemmnisse schnell 
beseitigt werden. Insbesondere wird die Abwicklung 
der Rückübertragung wesentlich erleichtert und Inve-
stitionen für die dringend notwendigen Verbesserun-
gen im Wohnungsbestand erhalten Vorrang. Desweite-
ren wird das Vermögenszuordnungsverfahren, das für 
die volle Verfügungsbefugnis der Gemeinden über 
ihren Wohnungsbestand notwendig ist, weiter erleich-
tert und beschleunigt, so daß dadurch die Wohnungs-
gesellschaften, wenn sie Eigentümer des durch die 
Gemeinden auf sie übertragenen Wohnungsbestands 
sind, die verschiedensten Fördermittel in Anspruch 
nehmen können. 

34. Die Bundesregierung hat das Fernwärmeaus-
bauprogramm 1987 auslaufen lassen. 

Plant die Bundesregierung eine Neuauflage? 

Falls nein, warum nicht? 

Falls ja, wann und in welchem Umfang (auch 
für die alten Bundesländer)? 

Die Bundesregierung hat den hohen Stellenwert der 
Fernwärme und insbesondere der Kraft-Wärme-Kopp-
lung aus energie- und umweltpolitischen Gründen 
immer betont. Sie begrüßt den weiteren Ausbau der 
Fernwärmeversorgung, insbesondere auf der Grund-
lage der Kraft-Wärme-Kopplung. Sie geht dabei davon 
aus, daß die Fernwärme weitere Potentiale unter Wett-
bewerbsbedingungen erschließt und ihren Marktanteil 
steigern wird. Der Erfolg des weiteren Auf- und Aus-
baus der Fernwärme hängt auch von einem aktiven 
Management der Unternehmen ab. 

In den alten Bundesländern wurde der Ausbau der 
Fernwärme in den Jahren 1977 bis 1987 im Rahmen 
des Zukunftsinvestitionsprogramms und des Kohle-
heizkraftwerks- und Fernwärmeausbauprogramms mit 
rund 2 Mrd. DM öffentlicher Zuschüsse gefördert. 

Die Fernwärme kann heute grundsätzlich auf guten 
infrastrukturellen Voraussetzungen aufbauen. Mit der 
bisherigen umfangreichen Förderung in den alten 
Bundesländern wurden wichtige infrastrukturelle Vor-
aussetzungen geschaffen, auf denen die weitere 
Expansion insbesondere auf regionaler Ebene auf-
bauen kann. In den Anlagen der öffentlichen Fern-
wärmewirtschaft und der Indust rie, die in den alten 
Bundesländern betrieben werden, ist die besonders 
energieeffiziente Erzeugung durch Kraft-Wärme-
Kopplung in hohem Maße realisiert. 

Eine Neuauflage der Fernwärmeförderung mit Bun-
desmitteln für die alten Bundesländer ist nicht vorge-
sehen. Die knappen Mittel müssen konzentriert zur 
Steigerung der Energieeffizienz und zur Verbesserung 
des Umweltschutzes in den neuen Bundesländern ein-
gesetzt werden. Dies erfolgte 1992 durch das Bund- 
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Länder-Programm zur Sanierung der erhaltungswürdi-
gen Fernwärmesysteme mit einem Bundesanteil von 
150 Mio. DM. Dieses Programm wird bis 1995 mit 
jährlich dem gleichen Betrag fortgeführt. 

35. Im Zweiten Zwischenbericht heißt es wört-
lich: „Die bisherigen Förderprogramme rei-
chen nicht aus, um die für die Erreichung des 
CO2-Minderungsziels erforderlichen Investi-
tionen anzustoßen." 

Welche konkreten Maßnahmen plant die 
Bundesregierung, um das selbst gesetzte 
CO2-Minderungs-Ziel zu erreichen? 

Die Bundesregierung hat in dem zitierten Textteil 
gleichzeitig darauf hingewiesen, daß sie im Zusam-
menhang mit der Einführung einer CO 2-/Energie-
steuer entscheiden wird, inwieweit Förderungsmög-
lichkeiten geschaffen werden können. Im übrigen wird 
auf das Kapitel 6 „Ergänzende Maßnahmen" des IMA

-

Arbeitskreises I „Energieversorgung" sowie auf die 
Antwort zur Frage 2 verwiesen. 

36. Die Bundesregierung streicht immer wieder 
heraus, daß sie insbesondere die intensive In-
formation und Beratung der privaten Haus-
halte für wichtig erachtet. 

Wie verträgt es sich mit dieser Einsicht, daß 
die vom Bundesministerium für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau heraus-
gegebene und bereits vergriffene Broschüre 
„Energiesparbuch für das Eigenheim" aus 
dem Jahre 1991 mit dem Hinweis auf die 
geplante Wärmeschutzverordnung nicht 
nachgedruckt wird? 

Welche Kosten würden bei einem Nachdruck 
von beispielsweise 50 000 Exemplaren ent-
stehen? 

Wäre es nicht sinnvoll, Bauherren wenigstens 
diese Broschüre zur Verfügung zu stellen? 

Wäre es nicht sogar möglich, diese Broschüre 
im Hinblick auf die geplante Novellierung der 
Wärmeschutzverordnung kurzfristig zu ak-
tualisieren, ohne daß die neuen Bestimmun-
gen bereits formell in Kraft sind? 

Es ist zutreffend, daß die Bundesregierung der intensi-
ven Information und Beratung der Bevölkerung einen 
hohen Stellenwert beimißt. Dazu gehören auch Infor-
mationen über Maßnahmen zur Förderung der Ener-
gieeinsparung. Seit über einem Jahrzehnt wird zu die-
sem Themenbereich die Broschüre „Energiesparbuch 
für das Eigenheim — Eine Anleitung zum energiespa-
renden Bauen und Heizen (Alt- und Neubau)" heraus-
gegeben. Dabei werden selbstverständlich auch die 
jeweils geltenden energieeinsparrechtlichen Vorschrif-
ten berücksichtigt. Soweit die Broschüre kurzzeitig 
vergriffen gewesen sein sollte, steht dies weder in 
Zusammenhang mit den Produktionskosten, die zur 
Zeit mit ca. 100 000 DM für 50 000 Exemplare zu veran-
schlagen sind, noch mit der Einarbeitung neuer Sach-
verhalte. Vielmehr können gelegentlich Nachfrage-
schübe, die nur bedingt vorhersehbar sind, zu etwai-
gen Verzögerungen bei der Auslieferung geführt 
haben. 

Darüber hinaus gibt die Bundesregierung verschie-
dene Broschüren zu Maßnahmen der Energieeinspa-
rung heraus. U. a. veröffentlicht die „Bürgerinforma-
tion neue Energietechniken (BINE) ", gefördert vom 
Bundesminister für Forschung und Technologie, im 
„Projekt-Info-Service" regelmäßig Informations-Falt-
blätter, die über Ergebnisse erfolgreich abgeschlosse-
ner Forschungsvorhaben aktuell berichten (so z. B. 
energiegerechte Bauschadensanierung von Wohnbau-
ten der 60er/70er Jahre [Dezember 1990], Schornsteine 
und Abgasanlagen für niedrige Abgastemperaturen 
[Juni 1991], Ölzerstäubungsbrenner und Ölbrenner-
Kessel-Kombinationen mit dem Umweltzeichen [Sep-
tember 1991], Erneuerung von Heizanlagen [April 
1987] und Energieeinsparung durch Brennwertnut-
zung [Juni 1986]). 

37. Der Deutsche Bundestag hat am 27. Septem-
ber 1991 empfohlen, Höchstgrenzen, Effi-
zienzstandards und eine Kennzeichnungs-
pflicht beim Energieverbrauch von Massen-
produkten, insbesondere von Elektrogeräten 
einzuführen, wobei die Standards regelmäßig 
dem Stand der Technik angepaßt werden. 

Ist die Bundesregierung bereit, diese Empfeh-
lung umzusetzen? 

Die Bundesregierung erwartet vom Wettbewerb am 
Markt um die energieeffizientesten Geräte höhere Ein-
sparpotentiale als durch die administrative Festlegung 
von Verbrauchshöchstgrenzen und Effizienzstandards. 
Insoweit steht sie Bemühungen der EG-Kommission 
und einzelner Mitgliedstaaten, Mindeststandards für 
einzelne Produkte einzuführen, skeptisch gegenüber. 
Sie befürchtet zudem, daß die Festlegung von EG

-

Mindeststandards auf jeweils relativ anspruchslosem 
Niveau erfolgt und damit im Hinblick auf die Erzielung 
von Einsparerfolgen kontraproduktiv wäre; außerdem 
wäre angesichts der enormen Typenvielfalt der Geräte 
in der Regel ein hoher bürokratischer Aufwand bei der 
Einführung von Standards und deren Kontrolle erfor-
derlich, 

Schließlich zeigen Untersuchungen, daß die Einflüsse 
des Nutzerverhaltens durch unsachgemäßen oder 
übersteigerten Verbrauch durchaus größer sein kön-
nen als die Einsparpotentiale, die mit der Festlegung 
von Effizienzstandards erschlossen werden können. 
Aus diesem Grund und damit der Verbraucher auch 
bei seiner Kaufentscheidung stärker auf den Energie-
verbrauch der Geräte achtet, betreibt die Bundesregie-
rung seit Jahren eine entsprechende Aufklärungs-
arbeit sowohl über die Medien als auch durch Bro-
schüren. 

Die Bundesregierung begrüßt in diesem Zusammen-
hang die von vielen Herstellern bereits freiwillig prak-
tizierte Kennzeichnung des Energieverbrauchs ihrer 
Geräte. 

Darüber hinaus werden Energieberatungsangebote 
der unabhängigen Verbraucherorganisationen in Form 
von stationärer Beratung in ca. 300 Städten sowie 
mobiler Beratung mit bisher zwei, ab 1992/93 mit fünf 
Beratungsbussen durch die Bundesregierung finan- 
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ziert. Auch die „Stiftung Warentest", die regelmäßig 
Tests aller für private Verbraucher wichtigen elektri-
schen Hausgeräte auch hinsichtlich der Energieeffi-
zienz durchgeführt, wird gefördert. 

Die Bundesregierung setzt sich insbesondere dafür ein, 
daß die Verbraucherinformation beim Kauf von ener-
gieverbrauchsintensiven Elektrohaushaltsgeräten 
noch weiter verbessert wird. Sie unterstützt deshalb 
auch die Absicht der EG-Kommission, Produktinforma-
tionen sowie Geräteetiketten für Haushaltsgroßgeräte 
EG-weit zu harmonisieren und verpflichtend einzufüh-
ren und damit dem Verbraucher den Kauf von effizien-
ten Geräten zu erleichtern. Eine entsprechende Rah-
menrichtlinie der EG wurde inzwischen verabschiedet. 

38. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, außer einer Energie/CO 2-Abgabe, der 
mittlerweile ausgereiften Wärmepumpen

-

Technik die breite Markteinführung zu er

-

leichtern? 

Die Bundesregierung erleichtert bereits durch Informa-
tion und Beratung den Einsatz von Wärmepumpen. So 
fördert sie das Informationszentrum Wärmepumpen 
und Kältetechnik des Forschungszentrums Karlsruhe, 
die Energieberatung der Arbeitsgemeinschaft der Ver-
braucherverbände sowie die Vor-Ort-Beratung im Ge-
bäudebereich. Bei der Novellierung der Bundestarif-
ordnung Elektrizität zum 1. Januar 1990 hat die Bun-
desregierung die Begünstigung für Wärmepumpen, 
die früher nur für Haushaltskunden galt, auf alle Kun-
dengruppen ausgedehnt. Somit müssen unter be-
stimmten Voraussetzungen allen Tarifabnehmern von 
Strom für Wärmepumpen Preisvergünstigungen ge-
währt werden. 

Bereits heute bestehen gute Voraussetzungen für 
einen forcierten Einsatz von Wärmepumpen. So bieten 
einige Elektrizitätsversorgungsunternehmen Sonder-
strompreise für die Nutzung bei Elektrowärmepumpen 
an. Auch eine verbesserte Aus- und Fortbildung der 
beteiligten Handwerker, Architekten und Ingenieure 
erleichtert die Markteinführung. Hier sind insbeson-
dere die Kammern und Verbände gefordert. Was die 
Ausbildungsordnungen der gewerblichen und tech-
nischen Berufe anbelangt, so sind diese bereits heute 
schon so gefaßt, daß sie die erneuerbaren Energien 
und damit auch die Nutzung der Umweltwärme mittels 
Wärmepumpen, soweit zutreffend, berücksichtigen. 

39. Was unternimmt die Bundesregierung, um 
die in den neuen Ländern erheblichen Lecka-
gen aus Erdgasleitungen abzudichten (auf 
diese Art entweichen alleine in Ostberlin täg-
lich schätzungsweise 65 000 m3 )? 

Im Rahmen der Energieaufsicht fällt es in die Zustän-
digkeit der Länder sicherzustellen, daß die Gasversor-
gungsunternehmen ihrer Pflicht zur Einhaltung der 
allgemein anerkannten Regeln der Technik nach-
kommen. 

Für die sachgerechte Betriebsführung, Überwachung 
des ordnungsgemäßen Zustandes, die Instandhaltung 
und die Vorkehrung von Sicherheitsmaßnahmen für 
die öffentlichen Erdgasversorgungsleitungen sind — 
auch im eigenen Interesse — die Gasversorgungsunter-
nehmen verantwortlich. 

Die Gasversorgungsunternehmen führen gegenwärtig 
umfangreiche Sanierungsarbeiten zur Abdichtung der 
Gasversorgungssysteme sowie Investitionsmaßnah-
men zur Beseitigung von Leckagen, insbesondere auch 
im Rahmen der Umstellung von Stadt- auf Erdgas, 
durch. Diese Maßnahmen müssen konsequent weiter-
geführt werden. 

40. Die Enquete-Kommission hat in ihren Berich-
ten zahlreiche weitere Maßnahmen gefordert, 
die die Bundesregierung bislang noch nicht in 
ihre Kabinettsbeschlüsse aufgenommen hat. 

Welche der folgenden Vorschläge beabsich-
tigt die Bundesregierung aufzugreifen, und 
wann will sie sie umsetzen? 

In den wesentlichen Maßnahmen besteht Konsens zwi-
schen den Empfehlungen der Enquete-Kommission 
und den Beschlüssen der Bundesregierung. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit hat eine „Vergleichende Analyse 
der in den Berichten der Enquete-Kommission „Vor-
sorge zum Schutz der Erdatmosphäre" und in den 
Beschlüssen der Bundesregierung ausgewiesenen 
„CO2-Minderungspotentiale und Maßnahmen" erar-
beiten lassen. Die Synopse ist im August 1991 in der 
Reihe „Umweltpolitik" des Bundesumweltministe-
riums erschienen und ist der Enquete-Kommission zur 
Kenntnis gebracht worden. Sie hat die weitgehende 
Übereinstimmung bestätigt und wurde im Zweiten 
Zwischenbericht der IMA CO 2-Reduktion berücksich-
tigt. 

Zu den einzelnen, in den Empfehlungen der Enquete-
Kommission enthaltenen Maßnahmen ergibt sich fol-
gendes Bild: 

a) Aufhebung von Restriktionen der Kosten-
zurechnungsfähigkeit im sozialen Woh-
nungsbau; 

In der Berechnung der Wirtschaftlichkeit für öffentlich 
geförderten Wohnraum sind auch die Gesamtkosten zu 
ermitteln. Was zu den Gesamtkosten zählt bzw. in die 
Berechnung eingestellt werden kann, ergibt sich aus 
§ 5 der Zweiten Berechnungsverordnung i. V. m. der 
dazu erlassenen Anlage 1. Danach gehören zu den 
Baukosten die Kosten sämtlicher Bauleistungen, die für 
die Errichtung der Gebäude erforderlich sind. Werden 
z. B. — wie geplant — die Anforderungen an den bau-
lichen Wärmeschutz verschärft, so sind die dafür erfor-
derlichen Baukosten auch in die Gesamtkostenberech-
nung einzubeziehen. Gleiches gilt, wenn bauliche 
Änderungen durchgeführt werden, die die allgemei-
nen Wohnverhältnisse auf Dauer verbessern oder 
nachhaltig Einsparungen von Heizenergie bewirken. 



Drucksache 12/4280 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Eine Änderung bzw. Erweiterung der berücksich-
tigungsfähigen Kosten bei der Berechnung der Kosten 
im öffentlich geförderten Wohnungsbau ist nicht beab-
sichtigt. 

b) freiwillige Selbstverpflichtungen der Her-
steller oder Verordnungen über Mindest-
effizienz von Warmwasser- und Haus-
haltsgeräten, Angabe von Jahresstrom

-

kosten gemäß DIN-Betriebsbedingungen 
beim Verkauf; 

Es wird zunächst auf die Antwort zu Frage 37 verwie-
sen. Mit freiwilligen Selbstverpflichtungen der geräte-
herstellenden Indust rie hat die Bundesregierung gute 
Erfahrungen gemacht. Die EG-Kommission hat in ihrer 
Mitteilung vom 4. Oktober 1990 „Entschiedene Aktio-
nen für eine effizientere Energienutzung — SAVE" 
(KOM (90) 365 endg.) dargelegt, daß sie auf den Ab-
schluß entsprechender Abkommen mit der Indust rie 
hinwirken will. Die Bundesregierung unterstützt diese 
Bemühungen im Rahmen ihrer Möglichkeiten. 

Im Rahmen des geplanten EG-Informationssystems für 
Hausgeräte ist auch die Angabe des Jahresstromver-
brauchs ins Auge gefaßt. Dies ist für ständig am Netz 
betriebene Geräte wie z. B. Kühlschränke möglich, 
stößt aber z. B. bei Wasch- und Geschirrspülmaschinen 
wegen des sehr unterschiedlichen Nutzerverhaltens — 
auch in Abhängigkeit von der Haushaltsgröße — auf 
größere Schwierigkeiten. Norm-Betriebsbedingungen 
existieren nicht. Die genaue Angabe der Jahresstrom

-

kosten ist schon wegen der unterschiedlichen Strom-
tarife nicht möglich. 

c) Übernahmeregelungen für energiespa-
rende Investitionen durch den Nach-
mieter; 

Die Mustervereinbarung „Modernisierung durch Mie-
ter" des Bundesministeriums der Justiz sieht in § 5 
„Abwicklung bei Beendigung des Mietverhältnisses 
und bei nachfolgenden Maßnahmen des Vermieters" 
vor: „(1) Bei Beendigung des Mietverhältnisses hat der 
Mieter Anspruch auf Rückzahlung des Restwertes der 
durchgeführten Maßnahmen." 

In diesem Vertragsverhältnis Mieter — Vermieter kön-
nen auch Übernahmeregelungen für energiesparende 
Investitionen getroffen werden. Sie sind entsprechen-
den Vereinbarungen zwischen Mieter und Nachmieter 
vorzuziehen. 

Für die Schaffung eines gesetzlichen Schuldverhältnis-
ses oder die Begründung eines Zwangsvertrags zwi-
schen Mieter und Nachmieter besteht daneben kein 
Bedürfnis. 

d) Erhöhung der Leistungsgrenze von 10 
Megawatt auf 30 Megawatt für öl- und 
gasbetriebene Anlagen in § 12, Drittes 
Verstromungsgesetz; 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die in § 12 des 
Dritten Verstromungsgesetzes verankerte Leistungs-
grenze für öl- und gasbetriebene Kraftwerke zu er-
höhen. Die im Dritten Verstromungsgesetz veranker-
ten Genehmigungsvorbehalte sollen vor allem das 
kohlepolitische Ziel flankieren, einen ausreichenden 
Einsatz deutscher Steinkohle in der Verstromung zu 
sichern. Die Regelungen lassen für bivalente Öl-/Gas-
kraftwerke sowie Erdgaskraftwerke ausreichenden 
Spielraum, um unter Abwägung aller relevanten 
Gesichtspunkte einschließlich des Klimaschutzes Ge-
nehmigungen zu erteilen. Die in den letzten Jahren 
abgeschlossenen Genehmigungsverfahren endeten 
jeweils mit einer Genehmigungserteilung. Durch Erlaß 
an das Bundesamt für Wirtschaft ist sichergestellt, daß 
der umweltpolitische Aspekt bei der Entscheidungsfin-
dung berücksichtigt wird. 

Für Ölkraftwerke besteht dagegen auch aufgrund der 
EG-Richtlinie (75/405/EWG) vom 14. April 1975 nur in 
Ausnahmefällen eine Genehmigungsmöglichkeit. In 
den letzten Jahren wurden keine Anträge zum Bau rei-
ner Ölkraftwerke gestellt. Angesichts der Genehmi-
gungspraxis im Bereich für bivalente Öl-/Gaskraft-
werke und reine Erdgaskraftwerke sieht die Bundes-
regierung keinen Anlaß, Gesetzesveränderungen vor-
zunehmen. 

e) Anforderungen an Mindestnutzungsgrade 
von Kraftwerken; 

Die Bundesregierung prüft derzeit noch, ob Anforde-
rungen an den Wirkungsgrad von Kraftwerken geeig-
net sind, zu dem gesetzten Ziel beizutragen. 

f) Optimierung der Reduktionsziele durch 
gezielte Information, Beratung, Investi-
tionsgebote, Finanzierungshilfen im Kun-
denbereich, Contracting und Differenzie-
rungsmodelle usw. im Sinne einer Mini-
malkostenplanung (least-cost-planing) 
und eines energiedienstleistungsbezoge-
nen Unternehmensbegriffs? 

Die Bundesregierung hat, wie aus dem 2. Zwischenbe-
richt der Interministeriellen Arbeitsgruppe „CO 2

-Reduktion" (Drucksache 12/2081 vom 12. Februar 
1992) zu ersehen, ihre Maßnahmen im Bereich „Förde-
rung von Aufklärung und Beratung p rivater Energie-
verbraucher sowie Einzelberatungen und Schulungs-
veranstaltungen für kleine und mittlere Unternehmen, 
Angehörige freier Berufe und in der Energieeinspa-
rung tätige Personen" erheblich intensiviert. 

Investitionsgebote stellen auf der Skala der Investi-
tionslenkung den massivsten Eingriff dar. Sie sind mit 
marktwirtschaftlichen Prinzipien nicht vereinbar und 
werden von der Bundesregierung abgelehnt. 

Durch steuerliche Begünstigungen und/oder diverse 
zinsgünstige Kreditprogramme werden Haushalte, 
kleine und mittlere Unternehmen, aber auch Städte 
und Kommunen in ihren Energieeinspar- und CO 2

-

Minderungsanstrengungen unterstützt. Einzelheiten 
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sind dem 2. Zwischenbericht der Interministeriel-
len Arbeitsgruppe „CO 2-Reduktion" zu entnehmen 
(Drucksache 12/2081, S. 22 bis 23). 

Die Möglichkeiten zur Nutzung von Drittfinanzie-
rungsmodellen werden von der Bundesregierung wei-
terhin verfolgt. Auf die diesbezüglichen Ausführungen 
im 2. Zwischenbericht der Interministeriellen Arbeits-
gruppe „CO2-Reduktion" wird verwiesen. Die Nut-
zung der Minimalkostenplanung ist nicht Aufgabe der 
Bundesregierung, sie fällt in die Zuständigkeit der 
Unternehmen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, unmittelbar 
Einfluß auf die Unternehmenszielsetzungen von Ener-
gieversorgungsunternehmen zu nehmen. Sie stellt 
aber mit Befriedigung fest, daß die ökologische Dimen-
sion des Wirtschaftens immer weiter Eingang in die 
Unternehmensphilosophie der Energieversorgungs-
unternehmen findet. Dies hat sich nicht zuletzt im 
Zusammenhang mit dem CO2-Reduktionsziel der 
Bundesregierung erneut erwiesen. 

III. Verkehr 

41. Der Anteil des Verkehrs an den nationalen 
CO2-Emissionen beträgt rund 20 %. Die Pro-
gnos-AG, Basel, hat in ihrer im Auftrage des 
Bundesministers für Verkehr erstellten Studie 
festgestellt, daß nach dem gegenwärtigen 
Trend die CO2-Emissionen in den alten Län-
dern bis zum Jahre 2005, bezogen auf das 
Jahr 1987, um 15,8 % zunehmen werden. Sie 
hat 22 Einzelmaßnahmen aufgelistet, die die-
sem Trend entgegenwirken können. Bei Be-
folgung aller 22 Maßnahmen ließe sich eine 
CO2-Reduktion um 37,4 % erreichen. 

Welche dieser 22 Maßnahmen beabsichtigt 
die Bundesregierung in die Tat umzusetzen? 

Wann soll dies geschehen? 

Mit welcher CO2-Einsparung ist dabei zu 
rechnen? 

Welche der vorgeschlagenen Maßnahmen 
sollen außer acht bleiben? 

Warum? 

Welche Konsequenz zieht die Bundesregie-
rung aus der Aussage der Gutachter, daß die 
größten Effekte mit einer kontinuierlichen 
und spürbaren Erhöhung der Mineralölsteuer 
und der Einführung einer ebenfalls spürbaren 
Verkehrsabgabe sowohl für den Individual-
als auch für den Güterkraftverkehr zu erzie-
len sind? 

Das Spektrum politischer Handlungsmöglichkeiten 
geht über die im Prognos-Gutachten untersuchten 
Maßnahmen hinaus, sowohl was die Maßnahmen 
selbst als auch was deren konkrete Ausgestaltung 
anbetrifft. Ziel des Gutachtens war es lediglich, 
Erkenntnisse darüber zu gewinnen, ob und welche 
CO2-Reduktionspotentiale von einzelnen werkehr-
lichen Maßnahmen in ihrer untersuchten Ausprägung 
zu erwarten sind. 

Das Bundeskabinett hat am 11. Dezember 1991 für den 
Verkehrsbereich beschlossen, zunächst das in dem 
angesprochenen Gutachten als Szenario A beschrie-
bene Maßnahmenbündel — Umstellung der Kfz-Steuer, 

Maßnahmen zur Erhöhung des Besetzungs- bzw. Aus-
lastungsgrades, Ausbau der Schienen- und Straßen-
infrastruktur, ÖPNV-Attraktivierungsmaßnahmen, 
Ausbau von P + R-Anlagen, Ausbau Radwegesystem, 
Verkehrsflußsteuerung sowie Schulung/Verhaltensän-
derung — weiter zu verfolgen. Diese Maßnahmen sind — 
soweit sie in den Zuständigkeitsbereich des Bundes 
fallen — bereits Bestandteil der verkehrspolitischen 
Strategie der Bundesregierung. 

In einem nächsten Schritt wird zu entscheiden sein, in 
welchem Umfang neben ordnungspolitischen auch 
preispolitische Maßnahmen wie z. B. eine Mineralöl-
steuererhöhung oder eine Verkehrsabgabe ergriffen 
werden müssen, um die Wirksamkeit der Szenario 
A-Maßnahmen zu unterstützen. Dabei müssen neben 
EG-rechtlichen Gesichtspunkten vor allem auch 
gesamtwirtschaftliche Auswirkungen solcher Maßnah-
men berücksichtigt werden. Um Anhaltspunkte für die 
Größenordnung solcher Auswirkungen zu erhalten, 
hat das Bundesministerium für Verkehr einen entspre-
chenden Untersuchungsauftrag erteilt. 

Bei preispolitischen Maßnahmen ist auf Dauer nur ein 
EG-einheitliches Vorgehen denkbar, und auch in einer 
Übergangszeit kommen nur EG-konforme Lösungen in 
Betracht, die zu einer Harmonisierung der fiskalischen 
Belastungen im Straßengüterverkehr beitragen. 

Aussagen über konkrete Einsparpotentiale sind z. Z. 
nicht möglich. Zum einen gehen die Berechnungen der 
Gutachten von theoretischen Annahmen hinsichtlich 
der Ausprägung der Maßnahmen aus, zum anderen 
berücksichtigt das Gutachten nicht die Entwicklung im 
Ost-/Westverkehr als Auswirkung der politischen Öff-
nung nach Osten. 

42. Die Verkehrs-Prognosen für die neuen Bun-
desländer sind düster: Nach im August 1991 
vorgelegten Untersuchungsergebnissen des 
Instituts für Energie und Umweltforschung 
Heidelberg (IFEU) steigen die CO 2-Emissio-
nen in den neuen Ländern durch den rasan-
ten Anstieg des Personen- und Güterverkehrs 
auf der Straße in einem Trendszenario bis 
zum Jahre 2005, bezogen auf das Jahr 1988, 
um 133 %, in einem Reduktionsszenario mit 
Strategien wie Verkehrsvermeidung, Ver-
lagerung, Auslastungserhöhung und fahr-
zeugspezifischen Verbesserungen immer 
noch um 78 %. 

Hält die Bundesregierung den derzeit forcier-
ten Ausbau des ostdeutschen, aber auch des 
westdeutschen Straßenverkehrsnetzes für 
umweltpolitisch vertretbar? 

Welche speziellen Maßnahmen will die Bun-
desregierung ergreifen, um dem sich anbah-
nenden CO2-Anstieg entgegenzuwirken? 

Der auf der Grundlage des Bundesverkehrswegeplans 
1992 für den Zeitraum bis zum Jahr 2010 vorgesehene 
Ausbau des Straßennetzes trägt bereits der Erwartung 
Rechnung, daß eine Änderung der ordnungspoli-
tischen Rahmenbedingungen gegenüber dem bisheri-
gen Trend nur noch zu einer gedämpften Entwicklung 
der Straßenverkehrsnachfrage führt. Der geplante 
Ausbau des Straßennetzes entspricht daher den Min- 
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destanforderungen, die erfüllt werden müssen, wenn 
ein zügiges Zusammenwachsen von West- und Ost-
deutschland und auch West- und Osteuropas gewähr-
leistet und insbesondere das dringend erforderliche 
Wirtschaftswachstum im Osten nicht behindert werden 
soll. 

Der geplante Ausbau des Straßennetzes — im wesent-
lichen Streckenausbau, an vorhandene Trassen ange-
lehnter Streckenneubau und Ortsumgehungen — ist 
darüber hinaus dringend erforderlich, um Umweltbe-
lastungen an Engpässen und Ortsdurchfahrten abzu-
bauen. Dies gilt für die neuen wie für die alten Bundes-
länder gleichermaßen. 

Grundsätzlich verfolgt die Bundesregierung eine in 
ganz Deutschland einheitliche Verkehrspolitik. Dies 
gilt auch für Maßnahmen zur CO 2-Reduzierung. Inso-
weit wird auf die Antwort zu Frage 41 verwiesen. 

43. Die Umwandlung der Kraftfahrzeugsteuer in 
eine schadstoffabhängige Steuer ist Gegen-
stand der Koalitionsvereinbarung vom 16. Ja-
nuar 1991. 

Wann wird die Bundesregierung einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf vorlegen? 

Wird sich das Aufkommen aus der Kraftfahr-
zeugsteuer insgesamt erhöhen? 

Falls ja, um welchen Betrag, und wofür wird 
das zusätzliche Aufkommen verwendet? 

Wie hoch werden die Anteile der klimarele-
vanten Emissionen im Vergleich zu anderen 
Komponenten wie z. B. Lärmemissionen sein? 

Sind Presseberichte richtig, wonach der CO 2

-

Anteil in der emissionsbezogenen Steuer je 
nach Kraftstoff nur zwischen 50 und 200 DM 
pro Jahr liegen wird und wonach sich der 
Steuerbetrag eines VW-Golf ohne Katalysator 
von derzeit jährlich 388,80 DM durch die 
Emissionsbezogenheit auf 402,50 DM belau-
fen würde, was eine Differenz von maximal 
13,70 DM im Jahr ergäbe (Frankfurter Rund-
schau vom 4. April 1992)? 

Wie soll die Bahn konkurrenzfähiger werden, 
wenn das Steuerniveau bei Lkws „aus Wett-
bewerbsgründen nicht wesentlich über dem 
heutigen Niveau liegen darf" (Zweiter Zwi-
schenbericht der Bundesregierung)? 

Was hält die Bundesregierung von einer Er-
höhung der flexiblen Kosten für die Lkws? 

Welche Lenkungswirkung verspricht sich die 
Bundesregierung bei einer solchen Steuerge-
staltung für besonders umweltbelastende 
Autos? 

(Absatz 2) 

Die Umwandlung der Kraftfahrzeugsteuer in eine 
schadstoffabhängige Steuer wird durch eine ressort-
übergreifende Arbeitsgruppe unter Beteiligung der 
Länder vorbereitet. Die Komplexität der schadstoffab-
hängigen Steuer bedingt, deren Festsetzung automa-
tionsunterstützt vorzunehmen. Da dies vor allem für 
den Fahrzeugaltbestand einen hohen Aufwand erfor-
dert, wird gegenwärtig geprüft, ob mit der emissions-
orientierten Kraftfahrzeugsteuer nur die Neufahrzeuge 
besteuert werden sollen. Hierzu liegt noch keine end-
gültige Stellungnahme der Länder vor, denen das Auf

-

kommen aus der Kfz-Steuer zusteht. Danach wird die 
Bundesregierung über einen entsprechenden Gesetz-
entwurf Beschluß fassen. 

(Absätze 3 und 4) 

Die Bundesregierung strebt eine aufkommensneutrale 
Lösung der Änderung der kraftfahrzeugsteuerlichen 
Bemessungsgrundlage an, d. h. eine andere Verteilung 
der bisherigen Kraftfahrzeugsteuerbelastung zwischen 
Haltern von schadstoffarmen und schadstoffreichen 
Fahrzeugen. Eine besondere Zweckbindung von Tei-
len des Kraftfahrzeugsteueraufkommens ist — wie bis-
her — nicht vorgesehen. 

(Absatz 5) 

Zur Zeit sind noch keine verbindlichen Entscheidun-
gen über die Gewichtung und Wertzumessung der Be-
steuerungsgrundlagen gefallen. 

Absatz 6) 

Der Pressebericht beruht auf einer von vielen internen 
Modellrechnungen. Über die Gewichtung und Wertzu-
messung der neuen Besteuerungsgrundlage können 
keine Aussagen getroffen werden, da hierüber noch 
nicht verbindlich entschieden ist. 

(Absatz 7) 

Die Bahn hat auch unabhängig vom Steuerniveau des 
Güterkraftverkehrs in einem stärker von Wettbewerb 
geprägten Markt durchaus Chancen. Die Vorausset-
zung für ihre Realisierung schaffen der Bundesver-
kehrswegeplan 1992 und die Bahnreform, die eine 
echte unternehmerische Betätigung der Bahn vorsieht. 
Es wird erwartet, daß die Bahn dann flexibel auf die 
Anforderungen des Marktes eingehen kann, so daß 
deutlich mehr Güter und Personen auf der Schiene 
transportiert werden. 

Die Abgabenharmonisierung im Straßengüterverkehr 
auf möglichst hohem Niveau ist allerdings eine wich-
tige flankierende Maßnahme für die Bahnreform. 

(Absatz 8) 

In der Kabinettsitzung am 15. Juli 1992 zum Thema 
Folgerungen aus dem Urteil des Europäischen Ge-
richtshofes über das Straßennutzungsgebührengesetz 
wurden das Bundesministerium für Verkehr und das 
Bundesministerium der Finanzen beauftragt, sich 
gemeinsam in der Gemeinschaft für die Verabschie-
dung einer vorläufigen Regelung einzusetzen, die es 
den Mitgliedstaaten erlaubt, eigene Maßnahmen zu 
ergreifen, die dem Ziel der Beseitigung von Wettbe-
werbsverzerrungen und der Anlastung der Wegeko-
sten bei schweren Lastkraftfahrzeugen entsprechen 
und hierzu geeignete Vorschläge der Kommission zu 
unterstützen. 

Gleichzeitig wurden das Bundesministerium der 
Finanzen und das Bundesministerium für Verkehr 
beauftragt zu prüfen, welche EG-konformen nationa-
len Maßnahmen das Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs vom 19. Mai 1992 gegen das deutsche Straßenbe-
nutzungsgebührengesetz zuläßt. 
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Die EG-Kommission hat am 30. September 1992 einen 
neuen Richtlinienvorschlag vorgelegt, der u. a. die 
Möglichkeit zur Erhebung zeitabhängiger Straßenbe-
nutzungsgebühren für Lkws auf Autobahnen enthält. 
Die Bundesregierung wird alles tun, damit dieser 
Kommissionsvorschlag im Rat der Gemeinschaft mög-
lichst rasch einer Entscheidung zugeführt wird. Dies 
soll bis spätestens Ende März 1993 geschehen. 

(Absatz 9) 

Das Halten solcher Fahrzeuge wird steuerlich unat-
traktiv. Die betreffenden Fahrzeuge werden immer 
schwerer verkäuflich. Im Ergebnis werden solche 
Fahrzeuge früher als bisher aus dem Verkehr genom-
men. Im übrigen müssen die Halter solcher Fahrzeuge 
die Steuererleichterungen für Halter schadstoffarmer 
Fahrzeuge finanzieren, so daß sich auf diese Weise die 
Politik der steuerlichen Förderung des Baus und Er-
werbs im wesentlichen selbst finanziert. 

44. Was bedeutet die Aussage der Bundesregie-
rung konkret, wonach sie bei der Mineralöl-
steuer „mittel- bis langfristig in der EG auf 
eine weitere Anhebung der Mindestwerte 
drängen" will? 

Welchen Benzinpreis hält die Bundesregie-
rung jetzt und mittelfristig (in 5, 10 und 15 
Jahren) für angemessen?' 

Schwebt der Bundesregierung hier die von 
vielen Energie- und Verkehrsexperten gefor-
derte, langfristig angelegte, kontinuierliche 
und kalkulierbare Steigerung des Benzinprei-
ses vor, die zu einer spürbaren Änderung 
sowohl des Angebots- als auch des Nach-
frageverhaltens auf dem Automobilmarkt 
führen würde? 

Die Bundesregierung strebt eine Anhebung der Min-
deststeuersätze auf EG-Ebene insbesondere unter fol-
genden Gesichtspunkten an: 

— um die EG-Mindestsätze mindestens auf deutsches 
Niveau (beim Benzin) zu erhöhen, das den beste-
henden Kommissionsvorschlägen für Zielsätze ent-
spricht; auf diese Weise würden die Preise für Mine-
ralölprodukte in den Nachbarländern angeglichen 
und damit Wettbewerbsverzerrungen verringert; 

— um die CO2-Emissionen der fossilen Brenn- und 
Treibstoffe bei der Besteuerung mit zu berücksich-
tigen. 

Eine langfristig angelegte kontinuierliche und kalku-
lierbare Steigerung des Kraftstoffpreises ist im Zusam-
menhang mit der Klimaschutzpolitik zu sehen. Hier 
bleiben die weiteren Überlegungen im EG-Rahmen 
abzuwarten. 

Eine Veränderung des Benzinpreises kann nicht unab-
hängig von den Preisen für Dieselkraftstoffe gesehen 
werden, weil sonst steuerliche Anreize für die Verwen-
dung von Dieselfahrzeugen gegeben würden. Zur Pro-
blematik nationaler Steuererhöhungen wird auf Frage 
41 verwiesen. 

45. Aus welchen Gründen lehnt es die Bundes-
regierung zu Lasten des Umweltverbundes 
ab, anstelle der das Auto einseitig bevorzu-
genden Kilometerpauschale eine allgemeine 
Entfernungspauschale einzuführen? 

Die Bundesregierung hat die Einführung einer vom 
tatsächlichen Aufwand unabhängigen allgemeinen 
Entfernungspauschale deshalb stets abgelehnt, weil 
sie mit dem System der Einkommensbesteuerung 
kaum vereinbar wäre. Durch eine Entfernungspau-
schale würden Werbungskosten fingiert, die z. B. bei 
Mitgliedern einer Fahrgemeinschaft, Fahrradfahrern 
und Benutzern öffentlicher Verkehrsmittel nicht oder 
nur in wesentlich geringerer Höhe anfallen. Eine auf-
wandsunabhängige Entfernungspauschale verstieße 
damit gegen das Prinzip der Besteuerung nach der 
finanziellen Leistungsfähigkeit. 

Es könnte auch wohl kaum damit gerechnet werden, 
daß bei Schaffung einer solchen Entfernungspauschale 
Autofahrer in größerem Umfang auf andere Verkehrs-
mittel umsteigen würden. Ein solcher Umsteigeeffekt 
ist weder nach der 1967 vorgenommenen Herabset-
zung des Kilometer-Pauschbetrages von damals 0,50 
DM auf 0,36 DM noch im Zusammenhang mit den seit-
her eingetretenen Pkw-Kostensteigerungen beobach-
tet worden. 

46. Wie beurteilt die Bundesregierung die gegen-
über dem Bundeskanzler am 19. September 
1990 gemachte und inzwischen bekräftigte 
Aussage der Automobilindustrie, sie wolle 
„ihren Teil dazu beitragen, die CO 2-Emissio-
nen ungeachtet der weiteren Zunahme des 
Fahrzeugbestandes ... bis zum Jahre 2005 um 
mindestens ein Viertel zu verringern" (Zwei-
ter Zwischenbericht, S. 51)? 

Wie will der Bundeskanzler die Automobilin-
dustrie zur Einhaltung ihres Versprechens 
veranlassen? 

Welche gesetzlichen Maßnahmen plant die 
Bundesregierung, wenn sich auch in nächster 
Zeit noch nicht einmal im Ansatz erkennen 
läßt, wie das angestrebte 25prozentige Re-
duktionsziel erreicht werden soll? 

Die Bundesregierung unterstützt die Bemühungen der 
Automobilindustrie, den Kraftstoffverbrauch der Fahr-
zeuge weiter zu verringern. Wie bereits im Bericht des 
Arbeitskreises „Verkehr" der Interministeriellen 
Arbeitsgruppe „CO2-Reduktion" vom Dezember 1991 
dargestellt, wurde auf der Basis freiwilliger Verein-
barungen mit der Automobilindustrie schon in der Ver-
gangenheit erhebliche Effizienzsteigerungen im Kfz-
Bereich erzielt. So konnte der spezifische Kraftstoffver-
brauch neuzugelassener Pkws im Zeitraum 1978 bis 
1985 um fast 23 % reduziert werden. 

Darüber hinaus beinhaltet die Zusage der Automobil-
industrie im wesentlichen Komponenten, die ein Zu-
sammenwirken mit Infrastrukturmaßnahmen erfor-
dern. Hier findet ein enger Abstimmungsprozeß mit 
der Bundesregierung statt, um über die Einführung 
fortgeschrittener Informationstechniken im Verkehr 
eine verkehrsträgerübergreifende Optimierung der 
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Verkehrsabläufe zu erreichen und damit zum CO 2
-Abbau beizutragen. 

Darüber hinaus werden in der EG Gespräche über die 
Festlegung von CO2-Richtwerten geführt. Die EG-
Kommission hat eine entsprechende Arbeitsgruppe 
eingerichtet. Sie hat gegenüber dem Umweltrat zuge-
sagt, ihre Vorstellung zu CO 2-Richtwerten bis Anfang 
1993 vorzulegen. Das Bundesministerium für Verkehr 
und das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit haben in dieser Arbeitsgruppe 
gemeinsam ein Konzept vorgelegt, das bis zum Jahr 
2005 bei neuen Pkws zu einem Durchschnittsver-
brauch von 5 bis 61/100 km führen soll. 

47. Im Haushaltsplan 1992 stehen für Investitio-
nen in das Bundesfernstraßennetz 8,1 Mrd. 
DM zur Verfügung. Für den Ausbau des 
Schienennetzes von Bundes- und Reichsbahn 
zusammen hat die Bundesregierung nur 
3,6 Mrd. DM eingesetzt — weniger als die 
Hälfte der Straßenbaumittel. 

Wie läßt es sich auch unter CO 2-Reduktions-
gesichtspunkten vertreten, daß die jahrzehn-
telange Benachteiligung der Bahn gegenüber 
der Straße nahezu unvermindert weitergeht? 

Im Haushaltsplan 1992 stehen für Investitionen in das 
Bundesfernstraßennetz rund 9,6 Mrd. DM (8,1 Mrd. 
DM aus dem Verkehrshaushalt zuzüglich 1,5 Mrd. DM 
aus dem Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost) zur 
Verfügung, für Investitionen in das Schienennetz rund 
9,8 Mrd. DM (davon aus dem Verkehrshaushalt DB: 
rund 2,4 Mrd. DM, DR: rund 5,8 Mrd. DM zuzüglich 
1,6 Mrd. DM aus dem Gemeinschaftswerk Auf-
schwung Ost). 

Die Gesamtausgaben des Bundes belaufen sich auf 
rund 11,5 Mrd. DM (Verkehrshaushalt: 10,0 Mrd. DM, 
Aufschwung Ost: 1,5 Mrd. DM) für den Bereich Bun-
desfernstraßen und rund 22,2 Mrd. DM für den Bereich 
Schiene (davon DB: rund 12,3 Mrd. DM, DR: rund 
8,3 Mrd. DM zuzüglich Aufschwung Ost 1,6 Mrd. DM). 

Insofern trifft die Aussage, daß die „jahrzehntelange 
Benachteiligung der Bahn gegenüber der Straße nahe-
zu unvermindert weitergeht" nicht zu, das Gegenteil 
ist richtig: Vergleicht man neben den Investitionen — 
sie sind bei der Bahn höher als bei der Straße — die 
Netzgröße sowie das Personen- und Güter-Beförde-
rungsaufkommen, gehen im Verhältnis deutlich mehr 
Mittel in den Bereich Schiene als in den Bereich Straße. 

Ziel der Bundesregierung ist es, die Bahn über einen 
entsprechenden Investitionsschub so zu stärken, daß 
sie zukünftig einen überproportionalen Anteil am Ver-
kehrswachstum übernimmt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt im Rahmen der 
Strukturreform, der Bundeseisenbahnen ein Schienen-
wegeausbaugesetz vorzulegen. 

48. Inwieweit wird der Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 27. September 1991 umge-
setzt, den Gesichtspunkt der CO 2-Reduktion 
bei allen planerischen Maßnahmen (Ver-
kehrswegeplanung, Stadtplanung, Land-
schaftsplanung, Bauplanung etc.) zu berück-
sichtigen? 

Welche Auswirkungen hat dieser Beschluß 
auf das kürzlich verabschiedete Verkehrs-
wegeplanungsbeschleunigungsgesetz für die 
neuen Länder gehabt? 

Die dem Bundesverkehrswegeplan . (BVWP) 1992 
zugrundeliegende integrierte Gesamtverkehrspro-
gnose geht von der Erwartung aus, daß bis zum Jahr 
2010 angesichts des Ziels der CO2-Reduzierung mit 
geänderten ordnungspolitischen Rahmenbedingungen 
gerechnet werden muß, die gegenüber der Trendent-
wicklung zu einer gedämpften Straßenverkehrsnach-
frage führen. Dies schlägt sich bei der Projektbewer-
tung zugunsten der Schienenprojekte nieder. 

Im übrigen setzt der BVWP '92 mit einem Neu- und 
Ausbauprogramm von 123 Mrd. DM im Zeitraum 1991 
bis 2010 für Schiene und Wasserstraßen gegenüber 
entsprechenden 99,6 Mrd. DM für die Straße einen 
deutlichen Schwerpunkt bei den umweltfreundlichen 
Verkehrsträgern. 

Bei der Planung und beim Bau von Bundesverkehrs-
wegen wird die Umweltverträglichkeit geprüft. Dabei 
sind die Auswirkungen des Vorhabens auf Menschen, 
Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
Landschaft zu beschreiben und zu bewerten. 

Für den Bereich der Bau- und Stadtplanung ist in 
diesem Zusammenhang folgendes zu sagen: 

Siedlungsstrukturelle Prinzipien einer klimagerechten 
Bauleitplanung sind grundsätzlich bekannt und theo-
retisch ausreichend untersucht und entwickelt. Jedoch 
fehlen noch konkrete Anwendungen und beispielhafte 
Umsetzungen. Die Auswertung der bisherigen For-
schungsvorhaben zeigt, daß im Bereich der klima-
schützenden, ökologisch orientierten sowie verkehrs

-

vermeidenden Siedlungsplanung Forschungs- und 
Demonstrationsbedarf für praktisch anwendbare Mo-
delle besteht. 

Die im energiepolitischen Gesamtkonzept der Bundes-
regierung geforderten Maßnahmen zur CO 2-Minde-
rung im städtebaulichen Bereich sollen verstärkt in den 
bereits bestehenden Forschungsfeldern „Städtebau-
liche Qualität im Wohnungsbau" und „Planspiel Stadt-
ökologie" berücksichtigt werden, gegebenenfalls auch 
durch Modellvorhaben. 

Im Forschungsfeld „Städtebau und Verkehr" im Rah-
men des expe rimentellen Wohnungs- und Städtebaus 
führt das Bundesministerium für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau z. Z. 19 Modellvorhaben in den 
alten Bundesländern durch. Eine Ausweitung auf die 
neuen Länder erfolgt gegenwärtig. Ein Schwerpunkt 
dieses Forschungsfeldes wird sein, Stadt- und Ver-
kehrsplanung besser zu koordinieren und dabei Mög-
lichkeiten einer Reduktion des Kfz-Verkehrs zu er-
proben. 

Das Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz 
vom 16. Dezember 1991 (BGBl. I S. 2174) enthält ver-
fahrensrechtliche Vorschriften, die bei den Planungs-
verfahren für Verkehrswege zu beachten sind. Ent-
scheidungen über den Bau oder den Ausbau von Bun-
desverkehrswegen werden in diesem Gesetz nicht 
getroffen. Deshalb besteht kein Zusammenhang mit 
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dem Beschluß des Deutschen Bundestages zur CO 2

-

Reduktion. 

49. Das Flugzeug ist das mit Abstand klima-
schädlichste Verkehrsmittel, zum einen we-
gen seines hohen Energieverbrauchs, zum 
anderen wegen der in großen Höhen ausge-
stoßenen Schadstoffe, die dort länger bleiben 
und eine wesentlich höhere Treibhauswir-
kung haben. 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um den steilen Anstieg des Flugverkehrs zu 
stoppen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, z. B. die 
Flugsicherungskosten umzulegen und für 
Flugbenzin ebenfalls die Mineralölsteuer zu 
erheben? 

Wie will die Bundesregierung die unsinnigen 
Kurzstreckenflüge eindämmen? 

Denkt sie an ein Verbot für Flüge unter 400 
Kilometern, falls nein, warum nicht? 

Der Grad möglicher klimaschädlicher Wirkungen 
durch den Luftverkehr ist zur Zeit Gegenstand zahlrei-
cher wissenschaftlicher Untersuchungen. 

Dabei müssen insbesondere mögliche Wirkungen auf 
den Treibhauseffekt und die Ozonbildung bzw. -zer-
störung eingehend studiert werden. Eine abschlie-
ßende Bewertung dieses Sachverhalts ist derzeit noch 
nicht möglich. Dies gilt auch für die Aussage, daß das 
Flugzeug das mit Abstand klimaschädlichste Ver-
kehrsmittel sei. Zur Aufklärung dieses Sachverhalts 
und als Grundlage für mögliche Gegenmaßnahmen 
wird ein umfassendes Forschungsprogramm der Bun-
desregierung durchgeführt. 

Die Luftverkehrspolitik der Bundesregierung orientiert 
sich an den Erfordernissen des einheitlichen europäi-
schen Luftverkehrsmarktes. Ein kontrolliertes Wachs-
tum muß dabei stets mit den Zielsetzungen des Um-
weltschutzes abgeglichen werden. Auch für den euro-
päischen Raum sind Fragen der sinnvollen Auf-
gabenteilung zwischen den einzelnen Verkehrsträgern 
Teil luftfahrtpolitischer Überlegungen. 

Flugsicherungsgebühren werden auf die Nutzer umge-
legt. Eine Aufhebung der Mineralölsteuerbefreiung 
steht den Empfehlungen der Internationalen Zivilluft-
fahrt Organisation (ICAO) entgegen und ist darüber 
hinaus Bestandteil zahlreicher bilateraler Luftver-
kehrsabkommen, die im Falle einer Änderung neu ver-
handelt werden müßten. 

Aufgrund des Kabinettsbeschlusses vorn 10. Juli 1991 
zum Subventionsabbau hat sich die Bundesregierung 
bei den Beratungen über die Harmonisierung der 
Struktur der Verbrauchsteuer auf Mineralöle in der EG 
dafür eingesetzt, die Mineralölsteuerbefreiung für die 
gewerbliche Luftfahrt abzuschaffen. 

Eine Zustimmung der anderen EG-Mitgliedstaaten 
hierzu konnte nicht erreicht werden. Der ECOFIN-Rat 
hat am 19. Oktober 1992 die Richtlinie zur Harmonisie-
rung der Struktur der Verbrauchsteuern auf Mineralöle 
verabschiedet. Diese sieht in Artikel 8 Abs. 1 b eine 
obligatorische Befreiung von der Mineralölsteuer für in 

der gewerblichen Luftfahrt verwendeten Kraftstoff vor. 
Auf Initiative der Bundesregierung wird aber diese 
Steuerbefreiung nach Artikel 8 Abs. 7 dieser Richtlinie, 
insbesondere wegen der durch Flugzeuge verursach-
ten Umweltbelastung, spätestens bis 31. Dezember 
1997 überprüft werden. 

Kurzstreckenflüge haben bei fehlender oder mangeln-
der Infrastruktur eine wichtige Funktion zur Überbrük-
kung von Engpässen. Dies wurde im Rahmen der Ver-
einigung deutlich. Die Bundesregierung befürwortet 
eine Verlagerung von Kurzstreckenflügen auf die 
Schiene. Dies sollte allerdings nicht durch dirigistische 
Maßnahmen, sondern durch eine Erhöhung der 
Attraktivität der Bahn vonstatten gehen. 

IV. Abfallwirtschaft 

50. Die Bundesregierung bekräftigt in ihrem 
Zweiten Zwischenbericht ihren Beschluß vom 
7. November 1990, wonach auch die Abfall-
wirtschaft einen wichtigen Beitrag zur CO 2

-

Vermeidung leisten soll und kündigt schon 
zum wiederholten Male die Vorlage eines Ab-
fallabgabengesetzes an. 

Wann ist mit der Vorlage dieses Gesetzes zu 
rechnen, und wie soll der Beitrag zur Redu-
zierung der CO2-Problematik konkret aus-
sehen? 

Die in der Regierungserklärung vorn 30. Januar 1991 
angekündigte Deponieabgabe auf Sonderabfälle ist im 
Gesamtzusammenhang der Gesetzesinitiativen der 
Bundesregierung im Bereich der Abfallwirtschaftspoli-
tik zu sehen. 

Die Prüfungen der Bundesregierung hierzu sind noch 
nicht abgeschlossen. Ordnungsrechtliche und markt-
wirtschaftliche Lenkungsinstrumente können je nach 
Zielorientierung zur Vermeidung und Verwertung von 
Abfällen beitragen und damit indirekt zu einer Verrin-
gerung der bei der Abfallbehandlung und -ablagerung 
möglichen Entstehungen von CO 2  und anderen klima-
relevanten Gasen (Methan) führen. 

51. Wie bewertet die Bundesregierung den Bei-
trag der Mülldeponien auf die Methanemis-
sionen, die große Wachstumsraten zeigen? 

Welche Maßnahmen für eine Verbesserung 
der Deponietechnik auch bei Altdeponien 
sind geplant, um die Methanemissionen zu 
reduzieren und das Methan energetisch zu 
nutzen? 

Exakte Angaben zu den Methanemissionen aus Depo-
nien sind wegen erheblicher Unsicherheiten in der 
Datengrundlage derzeit nicht möglich. Nach einer 
Schätzung des Umweltbundesamtes liegen die jähr-
lichen Methanemissionen aus stillgelegten und betrie-
benen Deponien in Deutschland in der Größenordnung 
von 1 bis 2 Mio. t. Wegen der fortschreitenden Depo-
niegaserfassung und Deponiegasbehandlung ist zu-
künftig mit einem deutlichen Rückgang der Methan-
emissionen zu rechnen. Das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat eine 
Studie zur Inventarisierung der Methanemissionen in 
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der Bundesrepublik Deutschland vergeben, um die 
Datengrundlage zu verbessern. Ergebnisse liegen der-
zeit noch nicht fest (siehe hierzu auch die Antwort zu 
Frage 4). 

Deponiegas zur Stromerzeugung fällt in den Geltungs-
bereich des Stromeinspeisungsgesetzes, das am 1. Ja-
nuar 1991 in Kraft getreten ist, wodurch die Vorausset-
zungen zur energetischen Nutzung verbessert worden 
sind. 

Deponiegas, das bis zu 55 Vol.-% aus Methan besteht, 
soll nach dem Regierungsentwurf der Technischen An-
leitung zur Vermeidung, Verwertung, Behandlung und 
sonstigen Entsorgung von Siedlungsabfällen in 
Zukunft gefaßt und energetisch verwertet werden. Um 
zukünftig die Entstehung von Deponiegas weitest-
gehend zu reduzieren, sieht die TA Siedlungsabfall 
außerdem vor, daß nur noch mineralisierte und inerte 
Abfälle, gegebenenfalls nach entsprechender Vorbe-
handlung, abgelagert werden. 

V. Land- und Forstwirtschaft 

52. Welche Anstrengungen unternimmt die Bun-
desregierung auf EG-Ebene, klimarelevante 
Aspekte der Landwirtschaft mit Priorität in 
die Reformdiskussion einzubeziehen, und in 
welcher Größenordnung erwartet die Bun-
desregierung eine Verminderung klimarele-
vanter Emissionen (CO 2, Methan, Lachgas, 
Ammoniak) aus der Landwirtschaft im Rah-
men der geplanten EG-Reform, z. B. durch 
Extensivierung, Flächenstillegung und Auf-
forstung? 

Welche Ansatzpunkte verfolgt die Bundes-
regierung darüber hinaus, um klimarelevante 
Emissionen zu vermindern? 

Bei der Diskussion über die Reform der gemeinsamen 
Agrarpolitik hat auch der Schutz vor klimarelevanten 
Emissionen von Anfang an eine Rolle gespielt. Neben 
den Maßnahmen im Bereich der Marktordnungen, die 
in der Tendenz zu einer Reduzierung der Bewirtschaf-
tungsintensität führen werden (z. B. deutliche Getrei-
depreissenkungen, Begrenzung der Förderung bei 
Rindfleisch auf eine Besatzdichte von 2 GVE/Hektar 
Futterfläche), haben die EG-Landwirtschaftsminister 
unter anderem eine Reihe von flankierenden agrarpoli-
tischen Maßnahmen mit zum Teil umweltschützeri-
scher Zielsetzung beschlossen. 

So sind in der Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des 
Rates vom 30. Juni 1992 (ABl. EG Nr. L 215, S. 85) für 
umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum 
schützende landwirtschaftliche Produktionsverfahren 
sowie in der Verordnung (EWG) Nr. 2080/92 des Rates 
vom 30. Juni 1992 (ABl. EG Nr. L 215, S. 96) zur Ein-
führung einer gemeinschaftlichen Beihilferegelung für 
Aufforstungsmaßnahmen in der Landwirtschaft flä-
chenbezogene Beihilfen vorgesehen, die an folgende 
Maßnahmen gekoppelt werden: 

— erhebliche Einschränkung des Einsatzes von 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sowie die Beibe-
haltung bereits vorgenommener Einschränkungen, 

— Abbau von Rinder- und Schafbeständen, 

— extensive Nutzung von Flächen mit geringem land-
wirtschaftlichem Wert, 

— Pflege nicht mehr landwirtschaftlich genutzter Flä-
chen, 

— langfristige Flächenstillegung (bis zu 20 Jahren) für 
gezielte umwelt- und naturschützerische Maß-
nahmen, 

— Aufforstung bisher landwirtschaftlich genutzter Flä-
chen. 

Diese Maßnahmen, die vom Agrarrat zunächst als Eck-
punkte beschlossen wurden und noch durch Verhand-
lungen zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom-
mission in spezifischen Mehrjahresprogrammen kon-
kretisiert werden müssen, können zwar bislang aus 
Umweltgesichtspunkten nur vorläufig bewertet wer-
den. Es ist aber davon auszugehen, daß die Maßnah-
men bei entsprechender Ausgestaltung einen Beitrag 
zur Reduzierung von klimaschädlichen Emissionen zu 
leisten vermögen. 

Zum Beispiel hat die Reduzierung des Einsatzes von 
mineralischem und organischem N-Dünger neben an-
deren positiven Umwelteffekten eine Verringerung der 
N2O -Emissionen zur Folge. Gleiches gilt im Hinblick 
auf die Methan- und Ammoniak-Emissionen für den 
prämienbegünstigten Abbau der Rinder- und Schaf-
bestände. Extensivere Produktionsverfahren und lang-
fristige Flächenstillegung verringern die Emissionen 
klimarelevanter Gase und tragen zur Energieeinspa-
rung bei. Die Aufforstung bislang landwirtschaftlich 
genutzter Flächen trägt zur Vergrößerung der CO 2

-

Senken bei. 

Es muß allerdings berücksichtigt werden, daß der 
Anteil der Landwirtschaft am Verbrauch fossiler Ener-
gieträger in der Bundesrepublik Deutschland bei un-
gefähr 3 % liegt und nur innerhalb dieses Rahmens 
eine Minderung der CO 2-Emissionen möglich ist. 

Die Reform ist zwar beschlossen, aber noch nicht im 
Detail umgesetzt. Insbesondere verhandeln Bund und 
Länder noch über die nationale Umsetzung der flan-
kierenden Maßnahmen. Die von der Reform zu erwar-
tenden Verminderungen klimarelevanter Emissionen 
lassen sich noch nicht quantifizieren. 

Neben diese neuen Maßnahmen im Rahmen der Re-
form der gemeinsamen Agrarpolitik verfolgt die Bun-
desregierung auf nationaler Ebene weiterhin eine 
Palette von umweltfreundlichen Maßnahmen z. B. im 
Forschungs- und Entwicklungsbereich, bei der Bera-
tung und Weiterbildung sowie auf dem Gebiet des 
Ordnungsrechts. Zu den einzelnen hier relevanten 
Punkten kann auf die Antwort der Bundesregierung 
zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr. Wernitz, .. . 
und der Fraktion der SPD „Umweltverträgliche Land-
wirtschaft", Drucksache 11/6146 vom 21. Dezember 
1989, S. 55 ff., verwiesen werden. 

Im ordnungsrechtlichen Bereich werden die die Pro-
duktion verbindlich regelnden Vorschriften auch im 
Hinblick auf klimarelevante Ziele fortentwickelt. 
Besonders zu erwähnen sind hier die anstehende 
nationale Umsetzung der EG-Nitratrichtlinie sowie die 
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nähere Bestimmung einer guten fachlichen Düngungs-
praxis durch eine in Vorbereitung befindliche Dünge-
mittelanwendungs-Verordnung. 

Die Landwirtschaft kann weitgehend CO 2-neutrale 
Energieträger und Industrierohstoffe bereitstellen. 
Nachwachsende Rohstoffe könnten durch die Erzeu-
gung von Bioethanol, Biodiesel und Biomasse zur ther-
mischen Verwertung einen Beitrag zur CO 2-Reduzie-
rung leisten. Emissionen anderer Treibhausgase wie 
z. B. Lachgas sind zu berücksichtigen. Zur abschließen-
den Beurteilung reichen die vorhandenen wissen-
schaftlichen Erkenntnisse noch nicht aus. Die Bundes-
regierung unterstützt den verstärkten Einsatz nach-
wachsender Rohstoffe durch Förderung von FuE

-

sowie Modellvorhaben und eine Verbesserung der 
Rahmenbedingungen. 

Auch der Wald besitzt die Fähigkeit, der Atmosphäre 
CO2  zu entnehmen und C in Holz und Biomasse der 
Bäume einzubinden. Diese Eigenschaft läßt sich durch 
eine ökologisch verträgliche Steigerung des Zuwach-
ses, Verlängerung der Umtriebszeiten und Ausdeh-
nung der Waldflächen (Erstaufforstung) begrenzt ver-
stärken. Zudem könnte der verstärkte Einsatz von Holz 
und Holzerzeugnissen (z. B. in Form langlebiger Pro-
dukte) sowohl unter dem Aspekt, daß dadurch eine 
langfristige CO2-Bindung erfolgt, als auch im Hinblick 
auf den vergleichsweise niedrigen Energiebedarf bei 
der Be- und Verarbeitung von Holz, einen Beitrag zur 
CO2-Reduktion leisten. 

Unter den genannten forstlichen Maßnahmen kommt 
vor allem der Förderung von Erstaufforstungen auf 
vormals landwirtschaftlich genutzten Flächen Bedeu-
tung zu. 

Jedoch lassen sich zur Dimension der zusätzlichen 
CO2-Bindekapazität durch Erstaufforstungen auf EG

-

Ebene nur relativ unbestimmte Aussagen treffen, ins-
besondere aufgrund der gegenwärtig noch nicht ab-
sehbaren zukünftigen Entwicklungen in der Boden-
nutzung, die sich aus den neuen Agrarbeschlüssen er-
geben. 

In den Ländern der EG könnten nach groben Schät-
zungen etwa bis zu 40 Mio. ha landwirtschaftlicher 
Flächen aus der Nahrungsmittelproduktion aus-
scheiden. 

Nach Schätzung der EG-Kommission ist davon auszu-
gehen, daß etwa 25 bis 30 % dieses EG-weiten Flä-
chenpotentials für Aufforstungsmaßnahmen in Frage 
käme, d. h. nach realistischen Schätzungen die tatsäch-
lich aufforstbare Fläche der EG max. 10 bis 13 Mio. ha 
beträgt. Diese Erstaufforstungsflächen könnten über 
die bereits bestehende CO 2-Bindekapazität der euro-
päischen Wälder hinaus zusätzlich ca. 110 bis 145 
Mio. t CO2/Jahr in Form von Kohlenstoff dauerhaft 
festlegen. Im Vergleich zu den gesamten CO 2-Emissio-
nen der EG, die z. Z. rund 3,2 Mrd. t CO 2  betragen, 
kann demnach der positive Beitrag der Erstaufforstung 
zur EG-CO2-Bilanz rund 3 bis 4 % umfassen. 

Ziele des Klimaschutzes werden schließlich auch bei 
den bestehenden Fördermaßnahmen im Rahmen der 
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 

der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" berück-
sichtigt. Eine Reihe von Förderungsmaßnahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe wurden an konkrete Höchst-
grenzen des Tierbestandes je Bet rieb oder des Tierbe-
satzes je ha landwirtschaftliche Nutzfläche gebunden. 

53. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, die geplanten produktionsneutralen 
Einkommenstranfers EG-weit direkt an um-
welt- bzw. klimaverträgliche Bewirtschaf-
tungsweisen (z. B. Reduzierung von Dünge- 
und Pflanzenschutzmitteln) sowie des Ener-
gieinputs insgesamt zu koppeln, und wie 
sehen diese Möglichkeiten gegebenenfalls im 
einzelnen aus? 

Wie weit will  die Bundesregierung diesen An-
satz zukünftig im Rahmen des nationalen 
Agrarstützungssystems berücksichtigen? 

Die Bundesregierung geht grundsätzlich davon aus, 
daß durch die weitgehend produktionsneutrale Ausge-
staltung des Agrarstützungssystems nach der Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik umwelt- und klimaver-
trägliche Bewirtschaftungsweisen begünstigt werden. 
Abhängig vom einzelnen Produktbereich lohnt in Zu-
kunft eine Aufwandsteigerung nicht mehr. Vielmehr 
erreicht ein landwirtschaftlicher Betrieb angesichts der 
erheblich fallenden Stützpreise einerseits und einer 
entsprechend ausgestalteten Flächenprämie anderer-
seits das betriebswirtschaftliche Optimum bereits bei 
zum Teil erheblich geringerem Aufwand. So kann 
etwa für den Rapsanbau bei einer Preisreduzierung 
von ca. 66 To  und einer Flächenprämie von durch-
schnittlich 1100 DM mit einer allgemeinen Reduzie-
rung der speziellen Intensität beim Dünge- und Pflan-
zenschutzmittelaufwand gerechnet werden. 

Hinzu kommt, daß die Zahlung von Flächenprämien im 
Rahmen der Agrarreform grundsätzlich abhängig ist 
von der Stillegung eines zunächst 15 %igen Anteils der 
jeweiligen Ackerfläche mit Getreide, Öl- und Eiweiß-
früchten (konjunkturelles Flächenstillegungspro-
gramm). Diese Stillegung kann in Form der Dauer-
oder Rotationsbrache erfolgen, wobei allerdings unter 
bestimmten Bedingungen der Anbau nachwachsender 
Rohstoffe zulässig ist. Bei Stillegung in Form der 
Dauer- oder Rotationsbrache ist daher eine weitere 
Entlastung der Umwelt zu erwarten. 

Unter Einbeziehung der in der Antwort zu Frage 52 
beschriebenen flankierenden Maßnahmen bietet die 
EG-Agrarreform genügend Ansatzpunkte, um vorhan-
dene Konflikte zwischen Landwirtschaft und Umwelt 
schrittweise abzubauen. Die Bundesregierung plant 
nicht, neben den flankierenden Maßnahmen die flä-
chenbezogenen Preisausgleichszahlungen der EG

-

Agrarreform mit Umweltauflagen zu verknüpfen. 

54. Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
der Enquete-Kommission einstimmig vorge-
schlagene Abgabe auf mineralische  Stick-
stoffdüngemittel (NO 2-Problematik), und was 
unternimmt sie, um diese Abgabe auf EG

-

Ebene durchzusetzen? 

Warum führt sie diese Abgabe nicht zunächst 
national ein? 



Drucksache 12/4280 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Im Rahmen der Diskussion über Maßnahmen für eine 
umweltverträgliche Landwirtschaft werden in der Bun-
desregierung auch Überlegungen zu Abgaben auf be-
stimmte Dünge- und Pflanzenschutzmittel geprüft. 

Vor dem Hintergrund des europäischen Binnenmark-
tes ab 1993 und im Hinblick auf die Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Landwirtschaft nicht nur innerhalb 
der EG sollten derartige Abgaben mindestens EG-weit 
eingeführt werden. Zudem ist die Bewertung einer Ab-
gabe auf mineralische Stickstoffdüngemittel nicht 
unabhängig von den agrarpolitischen Rahmenbedin-
gungen (EG-Agrarreform) vorzunehmen. 

Eine differenzierte Bewertung einer solchen Abgabe 
ist noch nicht abgeschlossen. Deshalb hat die Bundes-
regierung schon vor einiger Zeit wissenschaftliche 
Gutachten in Auftrag gegeben, deren Ergebnisse ab-
zuwarten sind. 

55. Wie begründet die Bundesregierung indirek-
te Einkommensbeihilfen in Form der Gasöl-
beihilfe angesichts der Klimaproblematik, 
und plant sie eine Fortführung und Aufstok-
kung dieser Beihilfe oder gibt es Überlegun-
gen, diese Finanzmittel alternativ im Sinne 
einer umwelt- und klimaverträglichen Land-
wirtschaft einzusetzen? 

Nach dem Landwirtschafts-Gasölverwendungsgesetz 
wird der deutschen Landwirtschaft eine Gasölverbilli-
gung gewährt. Hierdurch sollen Wettbewerbsnachteile 
gegenüber anderen EG-Partnerstaaten ausgeglichen 
werden. 

Bei Wegfall der Gasölverbilligung würde sich Diesel-
kraftstoff für die Landwirtschaft um 41,15 Pf je Liter 
verteuern. Aufgrund der geringen Preiselastizität der 
landwirtschaftlichen Nachfrage nach Dieselkraftstoff 
wäre — einer Studie der Bundesforschungsanstalt für 
Landwirtschaft in Völkenode (FAL) zufolge — durch 
Wegfall der Verbilligung lediglich ein Mengenrück-
gang von ca. 1 % zu erwarten, was einer CO 2-Minde-
rung von 50 000 t je Jahr entspräche. 

Zur Wertung dieses Einsparpotentials an CO 2  ist dar-
auf hinzuweisen, daß das gesamte theoretische Ein-
sparpotential der Land- und Forstwirtschaft zur Ver-
minderung der CO2-Emissionen, bezogen auf die alten 
Bundesländer, einschließlich CO 2-Senken/Depots, für 
das Jahr 2005 ca. 23 bis 32 Mio. t der nationalen CO 2

-

Emissionen des Jahres 1987 beträgt (vgl. Beschluß der 
Bundesregierung zur Reduzierung der CO 2-Emissio-
nen in der Bundesrepublik Deutschland vom 7. No-
vember 1990 im Bericht des Arbeitskreises Land- und 
Forstwirtschaft der IMA CO2-Reduktion). Die genann-
ten Zahlen verdeutlichen, daß der Wegfall der Gasöl-
verbilligung keinen spürbaren Beitrag zur Minderung 
der CO2-Emissionen leisten kann. 

Im Hinblick auf die Wettbewerbsposition der deut-
schen Landwirtschaft im Vergleich zu den Landwirt-
schaften der übrigen EG-Mitgliedstaaten sowie im 
Hinblick darauf, daß die zum Ausgleich der Wettbe-
werbsnachteile gegenüber anderen EG-Mitgliedstaa-
ten gezahlte Gasölverbilligung in Höhe von 41,15 Pf je 

Liter ca. 5 % der landwirtschaftlichen Einkommen dar-
stellt, wird es für erforderlich erachtet, die Gasölverbil-
ligung für die Landwirtschaft fortzuführen. 

56. Die durch die heutige Tierhaltung verursach-
ten Methan (CH4)-Emissionen haben einen 
nicht unerheblichen Einfluß auf den Treib-
hauseffekt. 

Welche Maßnahmen will die Bundesregie-
rung hier ergreifen, um diese Methanemissio-
nen zu verringern? 

Die Bemühungen der Bundesregierung zur umwelt-
freundlichen Ausgestaltung der Landwirtschaft haben 
u. a. eine wirksame Reduktion des in der Landwirt-
schaft bei Wiederkäuern (Rindern, Schafen, Ziegen) 
während der Verdauung entstehende Gärungsgas Me-
than wirksam zur Folge. Infolge der Minderung der 
EG-weiten Überschußproduktion, u. a. mittels Mich-
quote, Extensivierung und Bindung der Tierhaltung an 
die Fläche, wird eine Viehabstockung bewirkt. 

Durch Übernahme der in den alten Bundesländern 
geltenden Umweltschutzvorschriften und in Anpas-
sung an die Markt- und Preispolitik der EG wurde der 
Bestand an Wiederkäuern (Rinder und Schafe) in den 
neuen Bundesländern in den letzten zwei Jahren um 
ca. 1,6 Mio. Großvieheinheiten reduziert. Dadurch ver-
minderte sich der Methanausstoß der Landwirtschaft 
um ca. 240 000 t. Die mit dem Beitritt in den neuen 
Bundesländern in Kraft getretenen strengeren Um-
weltvorschriften zielen auf eine Abkehr von um-
weltschädlicher Massentierhaltung vor allem in den 
ehemaligen industriemäßigen Anlagen, so daß in die-
sen Bundesländern ein überdurchschnittlicher Anteil 
an der genannten Reduzierung der Tierbestände ein-
trat. 

Eine weitere Strategie, Methan bereits bei seiner Ent-
stehung zu vermindern, ist auf eine bessere Nährstoff-
verwertung der Wiederkäuer gerichtet, wodurch die 
CH4-Emission je Produkteinheit Milch und Fleisch 
gesenkt wird. Die Bundesregierung hat daher das Tier-
zuchtgesetz vom 22. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2493) 
so ausgestaltet, daß ein Zuchtfortschritt vor allem in der 
Verbesserung der Futterverwertung zu erwarten ist. 

Durch die Verwendung von bestimmten, nach der Fut-
termittelverordnung zugelassenen Zusatzstoffen kann 
sowohl unmittelbar, z. B. durch Einwirkung auf den 
Pansenstoffwechsel, als auch mittelbar durch Lei-
stungsverbesserung ein Beitrag zur Emissionsminde-
rung geleistet werden. 

Des weiteren hat die Bundesregierung wissenschaft-
liche Untersuchungen in Auftrag gegeben, neue ar-
beitsökonomisch vertretbare Haltungsverfahren mit 
Einstreu zu entwickeln, die zu einer Reduzierung der 
Güllemenge, die eine weitere Methanquelle in der 
Landwirtschaft darstellt, beitragen können. 

VI. Abschlußfrage 

57. Die Bundesregierung hat die Interministeriel-
le Arbeitsgruppe am 11. Dezember 1991 be-
auftragt, dem Bundeskabinett bis Ende 1993 
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einen Bericht zu einem Gesamtkonzept auch 
unter Berücksichtigung weiterer klimarele-
vanter Treibhausgase vorzulegen. Dies wäre 
dreieinhalb Jahre nach dem ersten CO 2-Re-
duktionsbeschluß der Bundesregierung vom 
13. Juni 1990. 

Ist die Bundesregierung nicht auch der Auf-
fassung, daß dieser Zeitraum angesichts der 
drängenden Probleme zu lang ist? 

Wie verträgt sich diese Zeitplanung der Bun-
desregierung zu der Forderung der Enquete-
Kommission, daß die Bundesregierung ein 
abgestimmtes Gesamtkonzept bereits zum 
1. Dezember 1991 vorlegen sollte, um die zur 
Erreichung des CO2-Reduktionsziels notwen-
digen Gesetzentwürfe dem Deutschen Bun-
destag bis zum 1. Juli 1992 Zuzuleiten? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit in den mit dem Klimaschutz 
befaßten Bereichen wegen der stark gestiege-
nen Anforderungen personell aufzustocken? 

Die IMA CO2-Reduktion hat bereits zwei Zwischenbe-
richte vorgelegt, auf deren Basis am 7. November 1990 
und 11. Dezember 1991 das CO 2-Minderungspro-
gramm der Bundesregierung mit einem breit ansetzen-
den Maßnahmenkatalog und damit einem Gesamtkon-
zept beschlossen worden ist. Die Bundesregierung hat 
am 11. Dezember 1991 die IMA CO 2-Reduktion beauf

-

tragt, ihre Arbeiten an einem Gesamtkonzept zur CO 2

-

Reduktion fortzusetzen und bis spätestens Ende 1993 
einen Dritten Bericht vorzulegen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sie die 
Arbeit an einem Gesamtkonzept sehr schnell begon-
nen und ihr CO2-Minderungsprogramm in einer dem 
Problem angemessenen Zeit beschlossen hat. Sie wird 
die beschlossenen Maßnahmen konsequent umsetzen 
und die Arbeit am Gesamtkonzept fortführen. 

Die Forderung der Enquete-Kommission, die zur Errei-
chung des CO2-Reduktionsziels notwendigen Gesetz-
entwürfe dem Deutschen Bundestag bis zum 1. Juli 
1992 zuzuleiten, war insofern unrealistisch, als eine 
Abstimmung mit den betroffenen Kreisen und den 
Ländern notwendig ist und die vielfältigen Maßnah-
men des komplexen CO 2-Minderungsprogramms in 
einem schrittweisen Vorgehen optimiert werden müs-
sen. Die Bundesregierung hat bereits wichtige Schritte 
zur CO2-Minderung eingeleitet. Der Stand der Umset-
zung der einzelnen Maßnahmen, insbesondere auch 
zur Vorlage von Gesetzentwürfen, ist in den Antworten 
im einzelnen dargestellt. 

Die Bundesregierung hat dem wachsenden Aufgaben-
kreis im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten Rech-
nung getragen. Sie geht davon aus, daß auch weiterhin 
die nationalen und internationalen Aufgaben bewältigt 
werden können. 




